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Wie können arabische und israelische Kinder
zueinander finden?

Eine nicht biblische
Geschichte
Wir Israelis und Palästinenser leben in einem Dauerzustand von Krieg. Er hat
nun mehr als 120 Jahre gedauert. Eine fünfte Generation von Israelis und Paläs-
tinensern ist in diesen Krieg hineingeboren worden, wie ihre Eltern und Lehrer.
Ihre ganze psychische Einstellung ist vom Krieg von frühester Kindheit an be-
einflusst worden. Jeder Tag ihres Lebens wird von den täglichen Nachrichten
von Gewalt beherrscht.

Von Uri Avnery

Vor ein paar Jahren sprach ich mit ei-
ner jungen israelischen Autorin. Ich
war erstaunt, dass von ihr trotz ihres
Erfolges und des Lobes ihrer Rezen-
senten – und das in relativ jungem Al-
ter – solche Unsicherheit ausging. Als
ich sie befragte, brach sie zusammen.
«Das habe ich noch nie jemandem er-
zählt. Meine ganze Kindheit war eine
Hölle. Ich wusste nicht, dass meine
beiden Eltern in Auschwitz gewesen
waren. Sie sprachen nie davon. Ich
wusste nur, in unsrer Familie gibt es
ein schreckliches Geheimnis – es war
so schrecklich, dass es mir verboten
war, sogar danach zu fragen. Ich lebte
in ständiger Angst, unter ständiger
Drohung. Ich hatte nie ein Gefühl der
Sicherheit.»

Das ist Gewalt – keine physische
Gewalt, aber trotzdem Gewalt. Viele
israelische Kinder haben diese Erfah-
rung gemacht, auch als der Staat Isra-
el immer mächtiger geworden war
und SICHERHEIT schliesslich zu ei-
nem Fetisch geworden ist.

Wir Israelis und Palästinenser leben
in einem Dauerzustand von Krieg. Er

hat nun mehr als 120 Jahre gedauert.
Eine fünfte Generation von Israelis
und Palästinensern ist in diesen Krieg
hineingeboren worden, wie ihre El-
tern und Lehrer. Ihre ganze psychi-
sche Einstellung ist vom Krieg von
frühester Kindheit an beeinflusst wor-
den. Jeder Tag ihres Lebens wird von
den täglichen Nachrichten von Gewalt
beherrscht.

In vielen Hinsichten ist der israeli-
sche Konflikt einzigartig. Um einen
komplizierten historischen Prozess in
vereinfachter Weise darzustellen, war
er etwa folgendermassen: Am Ende
des 19. Jahrhunderts wurde vielen eu-
ropäischen Juden klar, dass der wach-
sende Nationalismus aller Völker fast
immer von einem bösartigen Antise-
mitismus begleitet war und auf eine
Katastrophe hinführte. Sie entschie-
den, selbst eine Nation zu werden und
einen Staat für Juden zu gründen. Sie
wählten Palästina, die alte Heimat ih-
res Volkes, um dort ihren Traum zu
verwirklichen. Der Slogan hiess: «Ein
Land ohne Volk für ein Volk ohne
Land.» Aber Palästina war nicht un-
besiedelt. Das Volk, das dort lebte,
war natürlich dagegen, dass ein ande-

res Volk von irgend woher kam und
Ansprüche auf sein Land erhob.

Der Historiker Isaak Deutscher be-
schrieb den Konflikt wie folgt: Eine
Person lebt in der oberen Etage eines
Gebäudes, in dem ein Brand ausge-
brochen ist. Um sich selbst zu retten,
springt sie aus dem Fenster und landet
auf einem zufällig Vorbeigehenden
und verletzt ihn schwer. Zwischen
beiden wächst eine tödliche Feind-
schaft. Wer ist schuld daran?

Jeder Krieg schafft Angst, Hass,
Misstrauen, Vorurteile, Dämonisie-
rung. Um so mehr, wenn ein Krieg
generationenlang dauert. Jedes der
beiden Völker hat eine eigene Über-
lieferung, ein eigenes Narrativ entwi-
ckelt. Zwischen den beiden Narrati-
ven – dem israelischen und dem
palästinensischen – gibt es nicht die
geringste Ähnlichkeit. Was ein israeli-
sches Kind und ein palästinensisches
Kind von frühester Kindheit an über
den Konflikt lernt – zu Hause, im Kin-
dergarten, in der Schule und in den
Medien – ist total verschieden.

Nehmen wir ein israelisches Kind:
selbst wenn seine Eltern und Gross-
eltern keine Holocaust-Überlebenden
sind, erfährt es, dass Juden während
der ganzen Geschichte verfolgt wor-
den sind. Es lernt tatsächlich, dass die
Geschichte nichts anderes als eine
endlose Reihe von Verfolgung, Inqui-
sition und Pogromen war, die zur ent-
setzlichen Shoa führten.

Ich las einmal die Berichte von isra-
elischen Schulkindern, die nach ei-
nem Besuch in Auschwitz zur Aufga-
be bekamen, aufzuschreiben, welche
Schlüsse sie nun ziehen würden. Etwa
ein Viertel von ihnen schrieb: Meine
Schlussfolgerung ist, dass nachdem,
was die Deutschen uns angetan haben,
wir Minderheiten und Ausländer bes-

Wo ist
diese Milliarde?
Da hat nun der Bundesrat in der Öffentlichkeit eine «ungeschickte» Aus-
sage gemacht und in der Folge verliert die Swisscom eine Milliarde
Schweizer Franken an Börsenwert. Da der selbe Bundesrat die Swisscom
Aktien verkaufen will, fehlt dieses Geld also nicht nur auf dem Papier,
sondern tatsächlich in der Bundeskasse. Wer diese Kasse wieder auffüllen
muss dürfte allen bekannt sein. Spätestens jedoch bei der nächsten Mehr-
wertsteuererhöhung, die in diesem Falle eigentlich Minderwertsteuer-
erhebung heissen müsste.

Völlig offen allerdings bleibt die Frage wo denn das Geld eigentlich
geblieben ist. Verloren, heisst es! Ja wo denn? Auf der Strasse, im Zug, in
der Beiz? Hat es in der Zwischenzeit jemand gefunden? Wurde es von
einem ehrlichen Finder im Fundbüro abgegeben, oder hat es jemand heim-
lich in den eigenen Sack gesteckt? Es heisst ja, das Geld sei in der Börse
verloren gegangen. Vielleicht wurde es am Abend von der Putzequipe ge-
funden? Wahrscheinlich nicht, dies wäre bestimmt ausgekommen. Putz-
leute die plötzlich mit Chauffeur und in Armanikleidung erscheinen, fal-
len auf. Es muss sich bei den Findern also um Leute handeln bei denen so
etwas nicht auffällt.

Wir von der SFB gehören nicht zu diesen Leuten und haben an der Börse
weder etwas gefunden noch etwas verloren. Deshalb sind wir, um diese
Zeitung herausgeben zu können, nach wie vor auf Ihre Spende angewiesen
(Schweizerische Friedensbewegung SFB, 4001 Basel, PC 40-1627-7).

Besten Dank!

Ruedi Moser, SFB-Sekretär

Weltfrauenmarsch '05 durchquerte die Schweiz

Beeindruckende
Solidarität
Am 8. März startete in Brasilien die zweite internationale Karawane gegen Ar-
mut und Gewalt an Frauen: der «Marche mondiale des femmes» (MMF). Eine
Charta mit Forderungen wurde während sieben Monaten durch über 50 Länder,
darunter die Schweiz, getragen. Ziel ist ein Leben in Freiheit, Gleichberechti-
gung und Frieden.

Die Reise der Charta endete am 17.
Oktober in Burkina Faso. An diesem
Datum fanden weltweit um die jewei-
lige Mittagszeit noch einmal Veran-
staltungen statt, um die Forderungen
der Charta zu bekräftigen – 24 Stun-
den Frauensolidarität, dem Lauf der
Sonne folgend. Wir haben mit Valérie
Bolliger und Monika Waser gespro-
chen, die sich um die Basler Veran-
staltungen kümmerten.

Warum habt ihr euch so stark für die
MMF eingesetzt?

Valérie: Schon am MMF im Jahr
2000 habe ich mitgearbeitet. Damals
war Basel (über die Gewerkschaften)
beauftragt, den schweizerischen Ab-
schlusstag zu organisieren. Die Betei-
ligung von Frauenorganisationen aller
Richtungen war damals enorm (im
Gegensatz zu 2005).

Im Anschluss bin ich mit einigen
Frauen der Basler Frauenvereinigung
für Frieden und Fortschritt (BFFF)
nach Brüssel gereist um mit Tausen-
den von Frauen, beim europäischen
Abschlussmarsch durch Brüssel,

Frauenpower zu demonstrieren. Die-
ses Erlebnis und mein Engagement
für Menschenrechte, für die Gleich-
stellung sowie für die Frauenbewe-
gung waren Beweggründe, den MMF
2005 nicht an Basel vorbei ziehen zu
lassen. Ich habe mich beim schweize-
rischen Komitee informiert was in
Basel 2005 geplant ist.

Monika: Seit dem ersten Marsch
im Jahr 2000 habe ich die Bewegung

Palästinensisches Mädchen im Balata-Flüchtlingscamp. Foto: Arna Ösp Magnúsardóttir
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ser als andere behandeln müssen.
Aber drei Viertel schrieben: «Nach-
dem, was die Deutschen uns angetan
haben, ist es unsere höchste Pflicht,
die Existenz des jüdischen Volkes zu
schützen, und zwar mit allen erdenkli-
chen Mitteln, ohne Begrenzung.»

Dieses Gefühl, das ewige Opfer zu
sein, besteht hartnäckig, auch nach-
dem wir eine mächtige Nation gewor-
den sind. Dies steckt tief in unserm
Bewusstsein. Schon im Kindergarten
und dann in jedem Schuljahr erlebt
ein jüdisches Kind in Israel eine Reihe
jährlicher nationaler und religiöser
Feiertage (zwischen beiden gibt es
kaum einen Unterschied). Es sind Ge-
denktage, an denen Juden Opfer wur-
den und um ihr Leben kämpften:

Chanukka: Man erinnert sich an
den Kampf der Makkabäer gegen die
griechischen Unterdrücker.

Purim: Der Sieg über die Perser, die
die Juden ausrotten wollten.

Pessach: die Flucht der Israeliten
aus der ägyptischen Sklaverei.

Der Gedenktag für die israelischen
Soldaten, die in unsern vielen Kriegen
gegen die Araber gefallen sind;

der Unabhängigkeitstag, unser ver-
zweifelter Kampf ums Überleben im
1948er-Krieg, in dem unser Staat ge-
gründet wurde;

der Holocausttag;
der 9. im Monat Av, als der Tempel

zweimal zerstört wurde, einmal von
den Babyloniern und fünf Jahrhun-
derte später von den Römern;

der Jerusalemtag, als wir im Sechs-
tagekrieg ausser dem östlichen Teil
der Stadt ganz Palästina, die Sinai-
Halbinsel und die syrischen Golan
Höhen eroberten.

Nur Yom Kippur ist ein rein religiö-
ser Feiertag, aber in unserm Gedächt-
nis ist er unweigerlich mit dem
schrecklichen Krieg von 1973 ver-
knüpft.

Für jede dieser Gelegenheiten gibt
es – jahrein, jahraus – besondere
Unterrichtseinheiten, die ihre Bedeu-
tung erklären und ihre Bedeutsamkeit
unterstreichen. Der Höhepunkt ist der
Sederabend am Pessachabend, bei
dem man des Auszugs aus Ägypten
gedenkt. In jeder jüdischen Familie
rund um den Globus findet dieselbe
Zeremonie statt. Jedes Mitglied der
Familie vom Ältesten bis zum Jüngs-
ten spielt seine Rolle, und alle fünf
Sinne – sehen, hören, schmecken, rie-
chen, fühlen – nehmen daran teil. Je-
der Jude, so säkular er auch sein mag,
erinnert sich an dieses hypnotisieren-
de Geschehen in seiner Kindheit, die
er jedes Jahr in der Wärme und Herz-
lichkeit der versammelten Familie
verbracht hat.

Im Bewusstsein der Kinder vermi-
schen sich all diese Ereignisse. Meine
Frau Rachel, die viele Jahre lang Leh-
rerin der 1. und 2. Klasse der Grund-
schule war, sagte, dass die Kinder
nicht verstehen, wer vor wem kam:
die Römer oder die Briten, die Baby-
lonier oder die Araber.

Der summierende Effekt davon ist
eine Weltsicht, in der Juden in jeder
Geschichtsphase und in jedem Land
von der Vernichtung bedroht gewesen
sind und um ihr Leben kämpfen muss-
ten. Die ganze Welt ist, war und wird
immer «gegen uns» sein. Gott – ob es
ihn gibt oder nicht – hat uns unser
Land versprochen, und niemand sonst
hat ein Recht auf dieses. Das schliesst
auch die palästinensischen Araber ein,
die hier seit mindestens 1300 Jahren
leben. Mit solch einer Gesinnung ist
es schwer, Frieden zu schliessen.

Nun lassen Sie mich ein palästinen-
sisches Kind nehmen. Was lernt es?
Es lernt:

• dass es zum arabischen Volk ge-
hört, das im Mittelalter ein ruhm-
volles Reich mit einer blühenden Zi-
vilisation hatte, während die Europäer
noch Barbaren waren. Die Araber
lehrten die Europäer Wissenschaften
und brachten ihnen die Aufklärung;

• dass die barbarischen Kreuzfahrer
ein entsetzliches Blutbad in Jerusalem
anrichteten und Palästina schändeten,
bis sie von dem grossen muslimischen
Helden Salah-al-din (Saladin) vertrie-
ben wurden;

• dass die Palästinenser jahrhunder-
telang von räuberischen Fremden ge-
demütigt und unterdrückt wurden –
zuerst von den Türken, dann von den
europäischen Kolonialherren, die die
Zionisten nach Palästina brachten, um
alle Hoffnung der Araber, in den eige-
nen Ländern frei zu werden, zu un-
terdrücken;

• dass während der Nakba (Kata-
strophe) von 1948 das halbe palästi-

nensische Volk aus seinen Häusern
und seinem Land von den Zionisten
vertrieben wurde und dass seit 1967
fast alle Palästinenser entweder als
Flüchtlinge oder als Opfer einer end-
losen und grausamen Besatzung da-
hinvegetieren.

Jedes palästinensische Kind wächst
mit einem tiefen Gefühl von Groll und
Demütigung auf und dem Gefühl, Op-
fer einer grossen Ungerechtigkeit zu
sein, nur fähig, sein Volk allein durch
gewalttätigen Kampf, Heldentum und
Selbstopfer zu erlösen.

Wie kann Frieden zwischen zwei
Völkern gemacht werden, deren beide
Narrative derart entgegengesetzt,
scheinbar unvereinbar und unver-
söhnlich sind?

Sicherlich nicht durch diplomati-
sche Manöver. Diese können die Situ-
ation vorübergehend erleichtern, aber
sie können selbst dem Konflikt kein
Ende setzen. Die Geschichte des
Oslo-Abkommens zeigt: Wenn man
sich nicht mit den Wurzeln des Konf-
liktes, die tief in der Psyche der
beiden Völker stecken, befasst, dann
ist ein Abkommen nichts als ein kurz-
lebiger Waffenstillstand.

Frieden ist ein Geisteszustand. Die
Hauptaufgabe beim Friedenmachen
ist mental: man muss die beiden Völ-
ker und jedes einzelne Individuum
dahin bringen, das eigene Narrativ in
einem neuen Licht zu sehen und – was
noch wichtiger ist – das Narrativ der
anderen Seite zu verstehen. Man muss
den Tatbestand verinnerlichen, dass
die beiden Narrative wie die zwei Sei-
ten ein und derselben Münze sind.
Das ist vor allem ein pädagogisches
Unterfangen. Als solches ist es un-
glaublich schwierig, weil es zuerst
von den Pädagogen begriffen werden
muss, die ja selbst von der einen oder
anderen dieser Weltanschauungen
durchdrungen sind.

Lassen Sie mich eine kleine Ge-
schichte erzählen: Meine Frau Rachel
unterrichtete in ihrer Klasse die bibli-
sche Geschichte von Abraham, wie er
ein Stück Land in Hebron von Eph-
ron, dem Besitzer, kaufte, um seine
Frau Sarah dort zu beerdigen. Zuerst
bot Ephron das Stück Land als Ge-
schenk an. Und erst nach vielem Bit-
ten nannte er einen Preis: 400 Schekel
und sagte: «Was ist das zwischen dir
und mir?» (Genesis 23). Rachel er-
klärte ihren Kindern, dass dies die Art
sei, in der Beduinen in der Wüste ihre
Geschäfte bis heute machen. Es wäre
unhöflich und grob, gleich mit dem
Preis zu kommen, man muss die Ware
erst einmal als Geschenk anbieten. So
wird der Handel höflich und das Le-
ben zivilisierter. Während der Pause
fragte Rachel ihre Kollegin von der
Parallelklasse, wie sie ihrer Klasse
das biblische Kapitel erklärt habe.
«Ganz einfach!», antwortete diese,
«dies ist ein typisches Beispiel für
arabische Heuchelei. Man kann ihnen
kein Wort glauben. Sie bieten dir ein
Geschenk an, und dann verlangen sie
einen hohen Preis!»

Damit Frieden möglich wird, muss
die ganze Mentalität verändert wer-
den. Das ist es, was meine Freunde
und ich im israelischen Friedensblock
Gush Shalom versuchen zu tun. Ha-
ben wir eine Chance?

Als ich neun Jahre alt war und im
Vor-Hitler-Hannover lebte, erzählte
die Lehrerin vom Denkmal des Her-
manns des Cheruskers im Teutoburger
Wald: «Hermann steht mit dem Ge-
sicht zum Erzfeind», sagte sie und
fragte: «Wer ist unser Erzfeind?» Die
Kinder antworteten wie aus einem
Munde: «Frankreich! Frankreich!»

Heute nach einem Krieg, der Jahr-
hunderte dauerte, sind Deutschland
und Frankreich nicht nur Verbündete,
sondern Partner in dem wunderbaren
Unternehmen eines Vereinigten Eu-
ropa. Wenn dies dort geschehen konn-
te – dann ist Frieden überall möglich.

«Damit Frieden möglich wird, muss die ganze Mentalität verändert werden»: Aktivis-
tinnen und Aktivisten der israelischen Friedensbewegung «Gush Shalom». Foto Frank
Romero
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Sich spielerisch begegnen. Foto dpa/ND

interessiert verfolgt und mich sehr ge-
freut, dass dieses Jahr wieder etwas
läuft. Die BFFF ist ja auch Mitglied
der Nationalen Koordination. Leider
konnte ich aus persönlichen Gründen
erst im April mit den Vorbereitungen
beginnen. Zum Glück hatte sich Valé-
rie bereits unabhängig von uns einge-
schaltet.
Was hat Euch am meisten gefreut und
beeindruckt?

Valérie: Dass es möglich ist, welt-
weit eine solidarische Kampagne
durchzuführen ohne sich zu kennen.
Ich konnte ein Gemeinschaftsgefühl
spüren, weil alle beteiligten Frauen
sich für das gleiche Ziel einsetzten.

Grosse Freude bereiteten die jungen
Sängerinnen aus Gelterkinden die
sich «Minikacyd Albius» nennen. Sie
haben unseren Anlass spontan berei-
chert.

Monika: Nach dem Start der
Schweizer Etappe in Basel bin ich am
Sonntag, nach Neuchatel gefahren,
wo das Patchwork, unser «Stoff der
Solidarität» aus Bulgarien überbracht
wurde. Diese Stoffstücke, diese Viel-
falt an Kreativität, an Träumen und
Visionen in Natura zu sehen und zu
berühren war für mich unheimlich be-
wegend.

Beeindruckend fand ich auch die
Idee des Abschlusstages am 17. Okto-
ber, 24 Stunden Frauensolidarität
rund um die Welt.

Seit unserem Aufruf Anfangs Okto-
ber, das Journalismusstudium einer
Frau aus Burkina Faso zu unterstützen
sind bereits über 1000.– Franken ein-
gegangen.
Gab es auch Situationen oder Bege-
benheiten, die euch geärgert oder em-
pört haben?

Valérie: Die Beachtung oder viel-
mehr die Nichtbeachtung unserer Ak-

tionen und Anliegen in der Presse ma-
chen mich sehr wütend. Es scheint,
dass die «Basler Zeitung» nicht er-
fasst hat, dass die Basler Bevölkerung
(und nicht nur die) aus mehr als 50%
Frauen besteht. Mit keiner Zeile wur-
den unsere Aktionen, die ja weltweite
Anliegen vertraten, erwähnt. Für die
Pressekonferenz habe ich 25–30
Medienadressen angeschrieben. Nur
zwei haben Interesse gezeigt. Die
«Basellandschaftliche Zeitung» (bz)
hat zweimal berichtet.

Erneut wurde mir bei dieser Arbeit
bewusst, wie ungerecht die Mittel auf
der Welt verteilt sind. Die Rüstungs-
programme zu eventuellen und lau-
fenden Kriegen (gegen die Bevölke-
rung) kostet weltweit soviel, dass
bereits die Hälfte dieser Ausgaben rei-
chen würde, dringend anstehende
Probleme wie z.B. Hunger lösen zu
können.

Monika: Ich hätte mir gewünscht,
dass mehr Frauen und Männer an die
Anlässe gekommen wären. Auch ist
es mir unverständlich, dass viele Län-
der in der weltweiten Stafette nicht
vertreten waren, so zum Beispiel
Deutschland oder China.

Sehr nachdenklich stimmt mich,
dass unsere Forderungen seit Jahr-
zehnten die Gleichen bleiben und sich

die Situation für Frauen auf der gan-
zen Welt wieder verschlimmert hat,
anstelle sich zu verbessern.
Wie habt ihr die schweizerische Zu-
sammenarbeit erlebt? Was hat euch
die nationale Koordination gebracht?

Valerie: Durch diese Zusammenar-
beit habe ich tolle Frauen kennen ge-
lernt und viele neue Ideen aufgenom-
men. Das grosse Engagement der
Künstlerin Monica aus Neuenburg hat
den kreativen Rahmen sehr stark ge-
prägt. Sie entwarf im Vorfeld Karten,
einen Ansteckknopf und den schwei-
zerischen Beitrag an das Welt-Patch-
work.

Die Schweizer Karawane hat profi-
tiert von ihren Dekorationen wie z.B.
den drei Meter grossen Stabpuppen,
Sonnenschirme die sehr originell mit
Leitern aufgestellt werden konnten.
Sie begleitete vier Tage mit der
Chauffeuse des Lastwagen die Kara-
wane durch die Schweiz.

Das heisst, dass viel Eigeninitiative
erforderlich war um überhaupt etwas
zustande zu bringen. Wenn nicht viele
Bienen auf ein Ziel hin arbeiten, gibt
es keinen Honig. Insgesamt gesehen
haben die Schweizerinnen viel gute
Arbeit geleistet und ein Ergebnis er-
zielt, dass sich sehen lassen kann.

Monika: Auch hatten wir Gelegen-
heit, viele neue Ideen zu hören, die
wir vielleicht auch einmal umsetzen
können. So haben zum Beispiel die
Luzernerinnen am 17. Oktober heisse
Kartoffeln verteilt, die eine wichtiger
Forderung symbolisieren, und somit
nicht fallengelassen werden dürfen.

Es war schon sehr toll, dass wir den
Rahmen der schweizerischen Koordi-
nation gebrauchen konnten, aber der
Termin, der uns vorgegeben wurde,
die Karawane an einem Freitagmor-
gen zu eröffnen, hat uns Probleme zur
Umsetzung gemacht. Trotzdem haben

wir eine lebhafte, interessante Kund-
gebung auf die Beine gestellt.

Freude auf 2010

Valérie: Bei jedem Engagement lernt
frau auch immer dazu. Wer wusste
denn vorher wo Quagadougou liegt.
Durch die Internationalität des Anlas-
ses musste ich meine Sprachkenntnis-
se ausgraben. Auch der Gebrauch der
elektronischen Mittel ist unerlässlich
geworden.

Monika: Ja, was ich im 2000 noch
nicht geschafft habe, mich im Internet
zu informieren, hat mir diesmal soviel
Spass gemacht, dass ich fast jeden
Tag, die Route des Weltfrauenmar-
sches verfolgte und mit dem Material
eine Ausstellung gestaltet habe.

Wir haben an der Abschlusssitzung
in Bern auch mitbekommen, dass vie-
le Frauen und Organisationen mit ih-
rem Engagement an ihre Grenzen
gestossen sind. Deshalb ist es gut,
dass diese grosse Aktion nur alle fünf
Jahre stattfindet. Denn diese Aktionen
sollen uns motivieren weiterzuma-
chen, deshalb freuen wir uns schon
aufs 2010.

Aus dem Englischen: Ellen Rohlfs. Mit
freundlicher Genehmigung aus «Neues
Deutschland»
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Aufmerksame Zuhörerinnen am Basler Tag des Frauenmarsches 2005. Foto zvg.

Weitere Infos zu den weltweiten Aktionen
rund um den Frauenmarsch auf der Web-
seite www.marchemondiale.org
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Der Vergessenheit entrissen

Mussolinis Überfall
auf Äthiopien
Wenn die USA andere Staaten und Völker überfallen wie 2003 den Irak, finden
sie in Europa zumindest dadurch Unterstützung, als keine Regierung den erlo-
genen Kriegsvorwänden offen widerspricht und keine den «Militäreinsatz» –
oder wie die Verharmlosungen sonst noch lauten mögen – als das charakteri-
siert, was er ist: eine völkerrechtswidrige Aggression, ein in Nürnberg geächte-
ter Präventivkrieg. Die Beschwichtigung der Öffentlichkeit ist die Unterstüt-
zung, die der Aggressor vor allem braucht. Niemand scheint sich mehr daran zu
erinnern, wie eine solche Beschwichtigungspolitik einst in den Abgrund des
Zweiten Weltkrieges geführt hat.

Nach der Niederlage der italienischen Truppen vom 27. November 1941: Kaiser Haile Selassie inspiziert auf einem englischen
Panzer die befreiten Gebiete.

Von Gerhard Feldbauer

Erinnern wir uns der Ereignisse vor
70 Jahren. Hitlerdeutschland führte
die allgemeine Wehrpflicht ein und
holte die Saar «heim ins Reich».
Grossbritannien schloss mit dem
«dritten Reich» einen Flottenvertrag.
Mussolini überfiel Äthiopien. Im De-
zember 1934 hatte Italien auf äthiopi-
schem Gebiet bei Ual Ual (Ogaden)
einen schweren Grenzzwischenfall
provoziert, um einen Vorwand für den
späteren Überfall zu schaffen. Wäh-
rend sich Mussolini demagogisch für
eine friedliche Lösung aussprach, be-
fahl er bereits am 30. Dezember, den
Krieg vorzubereiten, dessen Ziel «die
vollständige Eroberung Äthiopiens
sein» werde. Mit Äthiopien wollte der
«Duce» zunächst sein ostafrikani-
sches Kolonialreich vollenden, um
dann «die Kolonialkarte Afrikas zu
ändern und damit die Frage der Neu-
aufteilung der Welt praktisch zu stel-
len.»

In einem Geheimvertrag mit Mus-
solini gab der französische Aussen-
minister Pierre Laval am 7. Januar
1935 in Rom grünes Licht für die An-
nexion – als Gegenleistung für die
italienische Unterstützung der Pariser
Mittelmeerpolitik. London, das um
seine angrenzenden Kolonien Kenia
und Uganda sowie den anglo-ägypti-
schen Sudan fürchtete, beruhigte der
«Duce», «seine Interessen in Ost-
afrika (würden) nicht beeinträchtigt»,
was ihm die britische Duldung seiner
Kriegspläne einbrachte. Bereits im
Februar begann die Verschiffung der
400'000 Mann starken Kolonialarmee
nach Eritrea und Somalia.

Bei einem Treffen Mussolinis mit
den Regierungschefs Frankreichs und
Grossbritanniens im April im nord-
italienischen Stresa wurde die Verlet-

zung des Versailler Vertrages durch
Deutschland erörtert, die «Äthiopien-
frage» jedoch mit keinem Wort er-
wähnt. Es begann die Politik des «Ap-
peasement», der «Beschwichtigung»,
mit der die Öffentlichkeit über die Ag-
gressionsabsichten Mussolinis hin-
weggetäuscht wurde. Dem «Appease-
ment», das später im Münchener Ab-
kommen seinen Höhepunkt erreichte,
diente auch ein am 15. August von
Paris und London unterbreiteter Vor-
schlag, gemeinsam mit Rom über
Äthiopien ein Protektorat zu verhän-
gen. Mussolini lehnte ab. Trotz der of-
fensichtlichen italienischen Kriegs-
vorbereitung waren Laval und der bri-
tische Aussenminister Samuel Hoare
bei einer Zusammenkunft am 10. Sep-
tember nicht bereit, militärische
Massnahmen zur Sicherung der äthio-
pischen Unabhängigkeit zu vereinba-
ren.

Zuerst das Geschäft...

Der «Duce» nährte weiter die Illusion,
er könnte zu einer «friedlichen Lö-
sung» bewegt werden. Noch am
18. September erklärte er, Italien wer-
de alles Mögliche tun, um einen Kon-
flikt zu vermeiden. Am 2. Oktober
liess er die Maske fallen und kündigte
den Eroberungsfeldzug an. Am
nächsten Tag überschritten die italie-
nischen Truppen ohne Kriegserklä-
rung die Grenze. Der von Paris und
London beherrschte Völkerbund ver-
urteilte zwar am 7. Oktober Italien als
Aggressor, verhängte jedoch nur weit-
gehend wirkungslose Sanktionen und
überliess Äthiopien seinem Schicksal.
Vom Embargo war das für Luftwaffe
und Panzer entscheidende Erdöl aus-
genommen. Deutschland erklärte sich
formell neutral und interpretierte die
italienische Aggression als einen
«Rassenkonflikt» und «gerechten

Kampf». Mit seiner Rechtfertigung
bereitete Hitler das Bündnis mit Itali-
en in Gestalt der späteren «Achse
Berlin-Rom» vor. Washington, das
dem Völkerbund nicht angehörte,
brach die Beziehungen zu Rom nicht
ab. Hatte Italien 1934 aus den USA
für 447'000 $ Erdöl bezogen, so stieg
der Import bis Ende 1935 auf
1'252'000 $. Für 451'000 $ bezog
Rom über seine Afrika-Kolonien Erd-
öl. Für wirksame Sanktionen trat nur
die UdSSR ein, die forderte, jegliche
Zufuhr von Erdöl nach Italien und zu
dem Kriegsschauplatz zu unterbin-
den, dazu auch die Durchfahrt durch
den Suezkanal zu sperren. Der Völ-
kerbund ignorierte die Anträge. Trotz
des begangenen Völkermords und des
anhaltenden barbarischen Kolonial-
terror wurden die Sanktionen bereits
am 16. Juli 1936 aufgehoben.

Entgegenkommen aus

Paris und London

Die italienischen Kommunisten und
Sozialisten, die 1934 ein Aktions-
einheitsabkommen geschlossen hat-
ten, riefen nach Brüssel einen «Kon-
gress der Italiener im Ausland» ein,
der am 13. Oktober die sofortige Ein-
stellung der Aggression forderte. Es
gab jedoch in Italien noch keinen Wi-
derhall. Der Eroberungskrieg diente
im Gegenteil, wie Togliatti auf dem
VII. Komintern-Kongress im Juli/Au-
gust 1935 vorausgesagt hatte, der
«Festigung der Grundlagen der Dikta-
tur».

London und Paris kamen dem Ag-
gressor weiter entgegen. Am 11. De-
zember unterbreiteten Laval und
Hoare einen «Plan zur Lösung der
Äthiopienfrage», nach dem Italien
grosse äthiopische Gebiete von
Ogaden und Danakil sowie von Teilen
der Provinz Tigre, darunter Adua,
überlassen werden sollten. Äthiopien
wurde dafür der Hafen Asab und ein
schmaler Zugang zu ihm versprochen.
Äthiopien lehnte ab, der Eroberung
des Landes auf Raten zuzustimmen.
Mussolini wies die «diplomatische
Lösung» zurück. Internationale Pro-
teste, die den Schacher mit dem Ag-
gressor verurteilten, zwangen Laval
und Hoare, den Plan zurück zu ziehen.
Hoare musste zurücktreten.

Äthiopien war ein für afrikanische
Verhältnisse entwickelter Staat, der
über eine Armee von 550'000 Mann
verfügte, welche die italienische Of-
fensive trotz der grossen Überlegen-
heit an Flugzeugen, schwerer Artille-
rie und Panzern sowie massiver Luft-
angriffe auf Städte und Dörfer zum

Stehen brachte. Die Äthiopier gingen
sogar zu Gegenangriffen über. Der
«Duce» liess darauf hin im Februar
1936 über den äthiopischen Stellun-
gen 350 Tonnen Yperit abwerfen. Die
etwa 275'000 Toten auf äthiopischer
Seite fielen vor allem dem Giftgas
zum Opfer. Der Kolonialarmee ge-
lang danach der Durchbruch. Am
5. Mai 1936 zog sie in Addis Abeba
ein. Zwei Tage vorher war Kaiser
Selassiè nach London abgeflogen.

Rom schloss Äthiopien mit Eritrea
und Somaliland zur Kolonie Italie-
nisch Ostafrika zusammen. Vittorio
Emanuele III. setzte sich die äthiopi-
sche Kaiserkrone auf und der römi-
sche Klerus feierte Mussolini als «ei-
nen wunderbaren Duce, der das Kreuz
Christi in alle Welt trägt.» Pius XI.
zwang den Äthiopiern auf den Trüm-
mern der koptischen Kirche eine ih-
nen fremde Religion auf.

Verdrängte Grausamkeiten

Für das Kapital waren reiche Roh-
stoffquellen erobert worden: Eisen,
Kupfer, Mangan, Schwefel, Nickel,
Platin und Gold. Einige Zehntausend
arbeitslose Italiener fanden für einige
Jahre Arbeit in der eroberten Kolonie.
Während für unzählige Äthiopier ein
Hungerdasein begann, transportierten
Frachter das Getreide des Landes
nach Italien. Es gelang jedoch nicht,
Äthiopien völlig zu unterwerfen. Die
Stämme unter Führung ihrer Ras
(Fürsten) aber auch selbständige
Partisanenabteilungen, die sich vor al-
lem aus früheren Soldaten und Offi-
zieren zusammen setzten, kontrollier-
ten die schwer zugänglichen Berg-
regionen und Wüstengebiete. Um den
Widerstand zu zerschlagen, führten
Abteilungen der Schwarzhemden
«Strafexpeditionen» durch. Ein Au-
genzeuge schrieb: In Addis Abeba lie-
fen Italiener in «echter SA-Manier ...
mit Knüppeln und Eisenstangen be-
waffnet ... umher und erschlugen die
Einheimischen, die sich noch auf der
Strasse befanden. ... Nach kurzer Zeit
waren die Strassen von Toten übersät.
... Man muss nicht erwähnen, dass das
Gemetzel sich gegen unwissende und
unschuldige Menschen richtete.»

Nach der Einnahme der Hauptstadt
hatte Mussolini befohlen, jeden be-
waffneten Äthiopier sofort zu er-
schiessen und ebenso mit gefangenen
Rebellen zu verfahren. Gegen den
äthiopischen Widerstand wurde ein
weiteres Mal Giftgas eingesetzt. Nach
einem gegen sich erfolglosen Attentat
befahl der Generalgouverneur der Ko-
lonie, Marschall Graziani, am 19. Fe-
bruar 1937 ein Massaker, dem allein
in der Hauptstadt 30'000 Menschen
zum Opfer fielen. Er ordnete an, die
äthiopische Intelligenz als einen
Oppositionsherd zu liquidieren. Un-
zählige christlich-koptische Geistli-
che und alle Kadetten der Militär-
akademie von Addis Abeba wurden
umgebracht. Nur auf den Verdacht
hin, dass sie an dem Attentat beteiligt
gewesen sein könnten, wurden nahezu
300 Ordensbrüder des Klosters Debra

Libanos erschossen. Unzählige
Äthiopier sperrte das Kolonialregime
in Konzentrationslager, wo die meis-
ten elendiglich zu Grunde gingen.

Grünes Licht für die Politik

der Einmischung

Bis heute gehört die Aggression ge-
gen Äthiopien zu den Themen unbe-
wältigter schwarzer Vergangenheit in
der italienischen Nachkriegsge-
schichtsschreibung. Eine Ausnahme
bilden die zahlreichen Arbeiten
Angelo Del Bocas, der mit seiner
1965 erschienenen ersten Untersu-
chung «La Guerra d´Abissinia 1935-
1941» Massstäbe setzte, die jedoch
weitgehend unbeachtet blieben. Die
Tatsache, dass diese grossen Verbre-
chen ungestraft blieben, habe «bei der
Mehrzahl der Italiener eine völlig un-
scharfe und verzerrte Vorstellung von
den Geschehnissen in Afrika er-
zeugt», schrieb Del Boca.

Auf dem Weg zum Münchener Ab-
kommen und weiter in den Abgrund
des Zweiten Weltkrieges stellte der
Krieg in Afrika einen Markstein dar.
Hitler war die Haltung Frankreichs
und Grossbritanniens Beweis, dass
diese nicht gewillt waren, den Status
quo zu verteidigen. Es sah sich be-
stärkt, im März 1936 in das entmilita-
risierte Rheinland einzumarschieren
und zwei Jahre darauf Österreich zu
besetzen; London und Paris blieben
auch bei der deutschen und italieni-
schen Einmischung in den spanischen
Bürgerkrieg passiv.

* * *
 Ausführlich zu den italienischen Kolonial-
aggressionen siehe G. Feldbauer, Marsch
auf Rom, PapyRossa Verlag, Köln 2002.
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In Kürze
Bush unterschlug Bericht

US-Präsident Bush hat, wie das US-
Magazin «National Journal» schreibt,
bereits zehn Tage nach den Terroran-
schlägen vom 11. September 2001 aus
einem Geheimdienstbericht erfahren,
dass es keinerlei Beweise für eine Ver-
wicklung des damaligen irakischen
Staatschefs Saddam Hussein gebe.
Bush sei während einer Lagebespre-
chung auch mitgeteilt worden, dass
kaum glaubwürdige Informationen
über eine Zusammenarbeit des Sad-
dam-Regimes mit dem Terrornetz Al
Qaida existierten. Danach soll Sad-
dam die Organisation sogar als Gefahr
für sein säkulares Regime angesehen
und eine Unterwanderung des Netz-
werkes mit irakischen Geheimdienst-
mitgliedern erwogen haben. Trotz der
Geheimdienstberichte habe Bush in
einer Rede am 25. September 2002
gesagt, dass man nicht zwischen
Saddam und Al Qaida unterscheiden
könne, wenn man über den Krieg ge-
gen den Terrorismus spreche.
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Kriegsmaterialexporte strafrechtlich relevant

Gehilfen der Mordbuben?
Der Bundesrat lässt Kriegsmaterialexporte in den Irak, nach Pakistan und Indi-
en «grundsätzlich überprüfen». Grund: parlamentarischer Druck. Theoretisch
könnten Exporteure gar wegen Gehilfenschaft zu Völkermord oder vorsätzlicher
Tötung strafrechtlich verfolgt werden.

Von Reto Locher

Der Export von militärischen Gütern
aus der Schweiz floriert. Zwischen
1975 und 2004 betrug der Wert der
Ausfuhren 10,85 Milliarden Franken.
Die Empfänger verteilen sich auf die
ganze Welt. Im Jahr 2004 war etwa
das südafrikanische Land Botswana

nach Deutschland der zweitgrösste
Abnehmer einheimischen Kriegsma-
terials. Hauptlieferant war das Kreuz-
linger Unternehmen Mowag GmbH,
seit 2003 Teil der amerikanischen Ge-
neral Dynamics Cooperation, dem
weltweit grössten Rüstungskonzern.
Exportiert wurden «geländegängige,
gepanzerte Radfahrzeuge aus der Pi-
ranha-Familie». Die Bewilligung er-
teilte der Bundesrat problemlos.

Ein guter Kunde von schweizeri-
schem Kriegsmaterial sind die Verei-
nigten Arabischen Emirate (VAE).
Am 29. Juni 2005 bewilligte der Bun-
desrat die Ausfuhr von 180 Schützen-
panzern M113. Kein Einzelfall.
Beträgt der Totalwert der Kriegs-
materiallieferungen in die VAE zwi-
schen 1975 und 2005 doch über 521
Millionen Franken. Die VAE wollten
diese Panzer jedoch nicht für sich
selbst, sondern als Geschenk für die
irakische Regierung.

Ebenfalls um Schützenpanzer ging
es bei zwei anderen aktuellen Trans-
aktionen: Für 40 Millionen Franken
wollte die Schweizer Armee Panzer
nach Pakistan liefern. Gleichzeitig be-
absichtigte die Firma Oerlikon Con-
traves – heute im Besitz der deutschen
Rheinmetall – ins Nachbarland Lizen-
zen für den Bau von Fliegerabwehr-
kanonen zu vergeben.

Mehrere Nationalräte, darunter Jo-
sef Lang, Mitglied der Sozialistisch
Grüne-Alternative, fanden diese ge-
planten Lieferungen «menschen-
rechtlich und friedenspolitisch alar-
mierend». Lang wollte wissen, ob die
Exporte gesetzeskonform sind. Er-
gebnis der Anfrage: Der Bundesrat
erliess – anders als in früheren Jahren
– einen vorläufigen Exportstopp. Die
Landesregierung erklärte sich bereit,
das Verfahren zur Genehmigung sol-
cher Geschäfte «grundsätzlich zu
überprüfen».

Der für die Bewilligung von Aus-
landgeschäften massgebende Artikel
22 des Kriegsmaterialgesetzes1 KMG
besagt, dass die Herstellung, Vermitt-
lung, Ausfuhr und Durchfuhr von
Kriegsmaterial für Empfänger im
Ausland bewilligt werden, wenn diese
dem Völkerrecht, den internationalen
Verpflichtungen und den Grundsätzen
der schweizerischen Aussenpolitik

nicht widersprechen. Die einzelnen
Bewilligungskriterien sind festge-
halten in der Kriegsmaterialverord-
nung2 (KMV). Nach Art. 5 KMV sind
unter anderem die Situation der Men-
schenrechte im Bestimmungsland
oder die Bestrebungen der Schweiz
im Bereich der Entwicklungszusam-
menarbeit vor Ort zu berücksichtigen.

Rüstungsproduktion in der

Schweiz erwünscht

Es stellt sich die Frage, wie diese Kri-
terien in der Praxis zu handhaben
sind. Wie der Botschaft zum KMG3

aus dem Jahre 1995 zu entnehmen ist,
will der Gesetzgeber, um die eigene
Verteidigungsfähigkeit aufrechterhal-
ten zu können, «eine eigene Rüs-
tungsproduktion unterhalten und
Rüstungsgüter mit ausländischen
Herstellern austauschen». Sicher-
heitspolitische und wirtschaftspoliti-
sche Aspekte gehen Hand in Hand.
Die Schweiz soll über ein KMG ver-
fügen, das «die Zusammenarbeit mit
jenen Handelspartnern» fördert, «die
unsere Wertvorstellungen teilen».
Deutlicher als unter dem alten Kriegs-
materialgesetz (aKMG) will der Ge-
setzgeber zudem «die aussenpoli-
tische Komponente der Entscheide
hervorheben».

Exportentscheide rein

juristisch nicht begründbar

Bewilligungen für Kriegsmaterial-
exporte sind unter dem aktuellen
KMG in erster Linie politische Ent-
scheide, bei denen aussenpolitische
und wirtschaftliche Interessen abzu-
wägen sind und keine rein juristischen
Tatbestandssubsumtionen unter aus-
legungsbedürftige juristische Begriffe
wie nach dem aKMG.

Der Bundesrat hat eine «politische
Gesamtbeurteilung der Verhältnisse
im Empfängerstaat und der dortigen
Regionen vorzunehmen». Art, 5 lit. a
KMV erlaubt ihm zum Beispiel die
Lieferung von Kriegsmaterial an
Blauhelm-Truppen im Rahmen von
internationalen friedensfördernden
Operationen, allerdings nur unter Be-
rücksichtigung der Vereinbarung mit
der Neutralität, verstanden als «Nicht-
beteiligung an einem bewaffneten
Konflikt zwischen anderen Staaten».4

Es geht «um das Recht des Neutralen,
durch den Konflikt unbehelligt zu
bleiben sowie um dessen Pflicht zur
Unparteilichkeit und Nichtteilnah-
me». In Betracht kommen nur zwi-
schenstaatliche Konflikte. Nicht an-
wendbar ist das Neutralitätsrecht in
internen Konflikten wie etwa Bürger-
kriege, oder wenn «die Vereinten Na-
tionen zur Wahrung des internationa-

len Friedens und der Sicherheit gegen
einen Rechtsbrecher mit Zwangs-
massnahmen vorgehen».

Im eingangs erwähnten Fall des Ex-
portes gepanzerter Mannschaftswa-
gen in die VAE begründete der Bun-
desrat die Lieferung unter anderem
mit dem Hinweis auf die Aufforde-
rung des UN-Sicherheitsrates (Reso-
lution Nr. 1546 vom 8. Juni 2004), die
irakische Regierung beim Aufbau ei-
gener Polizei-, Grenz- und Objekt-
schutzdienste zu unterstützen. Eine
Trennung der irakischen Sicherheits-
kräfte in zivile und militärische
Einheiten ist jedoch wegen der kata-
strophalen Sicherheitslage und der
momentanen Verhältnisse nicht mög-
lich.

Auch die Menschenrechtslage im
Irak beibt trotz Kriegsende äusserst
prekär. Zwar geht es dabei wohl eher
um bürgerkriegsähnliche Zustände,
bei denen das Neutralitätsrecht keine
Anwendung findet. Ob sich das Vor-
gehen der (ehemaligen) Besatzungs-
mächte (die im Irak militärisch de fac-
to nach wie vor das Sagen haben) in
Bezug auf die Menschenrechte jedoch
mit Schweizer Recht (Art. 5 lit. b
KMV) verträgt, ist fraglich. Schliess-
lich hat die Schweiz seit 1938 kein
Kriegsmaterial mehr in den Irak ex-
portiert. Und es ist nicht einzusehen,
was eine Praxisänderung in der der-
zeitigen Situation rechtfertigen könn-
te.

Ebenso fragwürdig ist die Export-
bewilligung für Haubitzen in die
VAE. Das Land sicherte der Schweiz
im Jahr 2004 zwar in einem Endver-
braucherzertifikat zu, das Kriegs-
material nicht weiter zu exportieren.
Plötzlich tauchte das Material dann

Nestlé: «Grenze des Tolerierbaren überschritten»

Multi unter der Lupe

Ende Oktober 2005 nahmen über 200 TeilnehmerInnen und VertreterInnen di-
verser Organisationen im Kornhausforum in Bern die Politik des Multis Nestlé
unter die Lupe. Organisiert hatte die Veranstaltung der Verein Multiwatch; eine
Organisation, die aus Nichtregierungsorganisationen, Gewerkschaften, Hilfs-
werken, politischen Parteien, kirchlichen Gruppierungen und Vertretern der
globalisierungskritischen Bewegung besteht.

Am 29. Oktober 2005, fand zunächst
eine öffentliche Anhörung zur Politik
des Nestlé-Konzerns in Kolumbien
statt. Bei diesem Meinungstribunal
haben Vertreter der kolumbianischen
Gewerkschaft Sinaltrainal vier be-
sonders schwerwiegende Vorfälle öf-
fentlich angeklagt, die in den Fabriken
von Nestlé in Kolumbien geschehen
sind. Fünf kolumbianische Zeugen
und Experten waren persönlich anwe-
send, zusätzlich wurden vier Zeugen-
aussagen per Video präsentiert und
eine Live-Videoschaltung nach Ko-
lumbien durchgeführt.

Folgende konkrete Fälle wurden
behandelt: die Vernichtung der Ge-
werkschaftssektion in der Nestlé-
Milchpulverfabrik Cicolac, die Neu-
verpackung und Umetikettierung von
abgelaufenen Milchprodukten sowie
Todesfälle und Menschenrechtsver-
letzungen an Gewerkschaftsführern
der Lebensmittelgewerkschaft Sinal-
trainal. Im letztgenannten Fall ging es
um vermutlich durch paramilitärische
Gruppen begangene Gewalttaten, die
sich im Kontext von Arbeitskonflik-
ten in Nestlé-Fabriken ereignet hatten.
Nestlé wurde an die Anhörung einge-
laden, hatte eine Teilnahme jedoch ab-
gelehnt.

Dem fünfköpfigen Rat, der aus dem
brasilianischen Bischof Tomás Baldu-
ino, der Philosophin Carola Meier-
Seethaler, der grünen Nationalrätin
Anne-Cathérine Menétray-Savary,

dem Genfer Anwalt Rudolf Schaller
und dem SP-Nationalrat Carlo Som-
maruga bestand, wurden Hunderte
von Seiten Beweismaterial überreicht.

Der Rat hat die Zeugen angehört,
befragt und die vorgestellten Fälle be-
züglich der Glaubwürdigkeit der Aus-
sagen und der Dokumente beurteilt.
Grundlagen für seine Stellungnahme
waren neben ethisch-moralischen
Kriterien, u.a. die internationale Men-
schenrechtskonvention der UNO, die
Gewerkschaftsrechte des Internatio-
nalen Arbeitsamts sowie die dekla-
rierten Unternehmensgrundsätze von
Nestlé.

Nach eingehender Beratung hat der
Rat eine Deklaration verabschiedet, in
der er u.a. zu folgender Schlussfolge-
rung kam: «Der Rat kann das Vorge-
hen von Nestlé in Kolumbien nur ver-
urteilen. Er ist der Überzeugung, dass
dieses für ein multinationales Unter-
nehmen, das sich seines guten Rufes
und des Vertrauens seiner Kunden
rühmt, unannehmbar ist. Sei es durch
seine Versäumnisse im Blick auf die
Qualität der Produkte oder auf den
Umweltschutz, sei es durch seine
Zerstörungspolitik hinsichtlich der
Arbeitsbedingungen, durch seine un-
erbittliche Feindseligkeit gegenüber
der Gewerkschaft oder durch seine
wirtschaftspolitisch aggressiven Me-
thoden, überschreitet Nestlé die Gren-
zen des Tolerierbaren. ... Wir sind
zutiefst besorgt darüber, dass die

Rechte und das Leben der Gewerk-
schafter, die als Zeugen nach Bern ge-
kommen sind, bei ihrer Rückkehr
nach Kolumbien bedroht sind. Wir
stellen abschliessend fest, dass die
sich in Kolumbien ereigneten Proble-
me auch die Schweizer betreffen, die
ebenfalls unter der Globalisierung
und der Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen leiden müssen. Auch
wenn die Konsequenzen in unseren
Breitengraden im Allgemeinen
schwächer sind, sollte die Zivilgesell-
schaft diese Entwicklung zum Anlass
nehmen, sich solidarischer in der Ver-
teidigung der Arbeitsrechte weltweit
zu engagieren.»

Die Deklaration des Rates wurde im
Anschluss einer dreiköpfigen Delega-
tion des Tribunal Permanent des
Peuples (TPP) übergeben, eines seit
1979 etablierten Meinungstribunals,
das sich mit Menschen- und Völker-
rechtsverstössen befasst. Die Delega-
tion des TPP hat die Anhörung als
Beobachterin begleitet. Von 2006 bis
2007 wird das TPP mehrere Tribunal-
Sessionen zu Menschenrechtsver-
letzungen von multinationalen Kon-
zernen in Kolumbien durchführen.
Multiwatch hat das TPP angefragt, die
in Bern behandelten Fälle in diese Tri-
bunale zu integrieren. In der Stellung-
nahme der Delegation heisst es u.a.:
«Die Vertreter des TPP unterstützen
voll und ganz die Schlussfolgerungen
des Rates der Anhörung in Bern und
heben hervor, dass die Ganzheit der
an der Anhörung präsentierten Infor-
mationen die Annahme unterstützen,
dass Nestlé in Kolumbien eine sozial
unverantwortliche Firmenpolitik
praktiziert.»

Weitere Infos: www.multiwatch.ch

Bombengeschäfte. Foto Archiv

aber in Marokko auf, wohin die
Schweiz traditionell keine Exportbe-
willigungen erteilt.

Es stellt sich die Frage, ob und wie
der Bundesrat überprüfte, dass die
VAE tatsächlich die Endverbraucher
des Kriegsmaterials sind. Wurde der
bestimmungsgemässe Gebrauch des
Materials nur ex ante aufgrund einer
Analyse der entsprechenden Doku-
mente überprüft, oder liess der Bun-
desrat zum Beispiel Nachforschungen
vor Ort durchführen? Wurden die ent-
sprechenden Zusicherungen durch
eine (untergeordnete) Verwaltungs-
stelle ausgestellt oder stand die Regie-
rung der VAE selbst dafür ein?

Exporte nach Indien und

Pakistan seit 1998 sistiert

Ähnlich liegt der Fall bei der Bewil-
ligungserteilung für die Schützen-
panzer nach Pakistan und die Vergabe
von Lizenzen für den Bau von Flie-
gerabwehrkanonen an Indien. In diese
beiden Länder war der Export von
Kriegsmaterial seit 1998 nicht
mehr erlaubt, da beide Staaten Atom-
versuche durchführten und auch heute
noch über solche Waffen verfügen
dürften. Warum Kriegsmaterialexpor-
te in diese Länder 2005 plötzlich
möglich sein sollten, ist nicht ersicht-
lich.

Bisher kaum Thema waren mögli-
che rechtliche Konsequenzen für
Schweizerische Kriegsmaterialexpor-
teure. Können Verstösse gegen das
KMG für sie strafrechtliche Folgen
haben? Massgebend sind in erster Li-
nie die verwaltungsstrafrechtlichen
Bestimmungen des KMG (Art. 33ff.).
Denkbar wäre auch eine strafrechtli-
che Verfolgung wegen Verstosses ge-
gen das gemeine Strafrecht: zum Bei-
spiel wegen Verbrechen wie Völker-
mord, vorsätzlicher Tötung, schwerer
Körperverletzung oder schwerer
Sachbeschädigung. Könnte einem

Kriegsmaterialexporteur nachgewie-
sen werden, dass er aufgrund seiner
Kenntnisse des künftigen Gebrauches
des Kriegsmaterials (zumindest) in
Kauf nahm, dass damit vorsätzlich ge-
tötet wird, hätte er sich der Gehilfen-
schaft zu verantworten. Gemäss dem
aktiven Personalitätsprinzip ist auf
Schweizer, die im Ausland eine straf-
bare Handlung begehen und die sich
dort befinden, Schweizer Strafrecht
anwendbar. Bei den erwähnten straf-
baren Handlungen geht es durchwegs
um solche, für die das schweizerische
Recht die Auslieferung zulässt und
die auch am Begehungsort strafbar
sind.5

Wer rechtswidrig Kriegsmaterial
exportiert, hat drastische verwal-
tungs- und theoretisch auch gemein-
strafrechtliche Konsequenzen zu er-
warten. Dadurch wird die Tragweite
der Bewilligungspraxis im Bereich
des Kriegsmaterialrechts zusätzlich
verstärkt.

(Mit freundlicher Genehmigung des
Autors aus «plädoyer» 5/05)

Anmerkungen:
1) Bundesgesetz über das Kriegsmaterial
vorn 13. Dezember 1996, SR 514.51.
2) Verordnung über das Kriegsmaterial
vom 25. Februar 1998, SR 514.511.
3) Botschaft des Bundesrates vom 15. Fe-
bruar 1995 zur Volksinitiative «Für ein
Verbot der Kriegsmaterialausfuhr» und
zur Revision des Bundesgesetzes über das
Kriegsmaterial, BBI 1995 1027 ff.
4) www.eda.admin.ch/sub_dipl/g/home/
thema/intlaw/neutr.html.
5 Siehe «Die strafrechtliche Verantwort-
lichkeit von schweizerischen Kriegs-
materialexporteuren», Lizenziatsarbeit,
eingereicht von Reto Locher am Institut
für Strafrecht und Kriminologie an der
Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät der Universität Bern bei Profes-
sor G. Jenny im Jahr 2000.

Redaktionsschluss
dieser Nummer:

9. Dezember 2005
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Vietnam-Solidarität erneut gefordert

Spätfolgen dauern an
Kinder mit einem Mund von Ohr zu Ohr, mit drei Beinen, mit einem Zyklopen-
auge mitten in der Stirn, ohne Gehirn, mit Gaumenspalten, mit schweren Herz-
missbildungen – das sind noch heute die schrecklichen Folgen der 72 Millionen
Liter «Entlaubungsmittel», zumeist «Agent Orange», die die US-Amerikaner
gewissenlos über das Land sprühten, um dem Vietcong den Garaus zu machen.

Von Anjuska Weil

«Gerechtigkeit für die Opfer von
Agent Orange in Vietnam!» – Schritt
für Schritt macht diese Forderung ih-
ren Weg. Zum ersten Mal seit dem
Ende des amerikanischen Krieges in
Vietnam gehen Menschen wieder auf
die Strasse, nun um mit Nachdruck
auf die Spätfolgen dieses Krieges auf-
merksam zu machen. Am 6. Novem-
ber fanden in San Francisco, Stock-
holm, Paris, Nimes und weiteren
Städten Europas und der USA Aktivi-
täten statt. In Paris wurde symbolisch
eine «Mauer des Friedens» errichtet.

Prof. Nguyen Trong Nhan, der ehe-
malige Gesundheitsminister Vietnams
und spätere Präsident des Vietname-
sischen Roten Kreuzes, reist derzeit
mit einer Gruppe von Agent Orange
Opfer durch die Vereinigten Staaten.
Ziel dieser Reise ist es, der Öffentlich-
keit in den USA die Realität vor Au-
gen zu führen und für die Klage der

Agent Orange Opfer gegen die 37
Herstellerfirmen des Giftes zu sensi-
bilisieren. Umfragen zeigen, dass
inzwischen über die Hälfte der US-
Bevölkerung zur Einsicht gelangt ist,
dass für die Opfer etwas getan werden
müsse.

Die legendäre Mme Nguyen Thi
Binh, ehemalige Aussenministerin
der Provisorischen Revolutionsregie-
rung Südvietnams und spätere Vize-
präsidentin der Sozialistischen Repu-
blik Vietnam, ist anfangs Dezember in
ähnlicher Mission in Europa unter-
wegs. Sie trifft in Paris und London
Vertreterinnen und Vertreter der
Solidaritätsbewegung, um mit ihnen
die weiteren Schritte in der Kampagne
zu Gunsten der Opfer der Chemie-
waffeneinsätze zu besprechen. Auch
die Präsidentin der Vereinigung
Schweiz-Vietnam (VSV) ist zum
Treffen mit Madame Binh eingeladen
worden.

Das Thema des Chemiewaffen-Ein-
satzes in Vietnam wurde in der
Schweiz Ende der sechziger Jahre
erstmals aufgegriffen. In der von der
Centrale Sanitaire Suisse herausgege-
bene Broschüre «Vietnam – Doku-
mente über den chemisch-bakteriolo-
gischen Krieg» hatte Dr J.P. Guignard
zusammen mit weiteren Ärzten in der
Romandie beunruhigende Informati-
onen zusammengetragen. In der
Wahrnehmung standen damals jedoch
die Bombardierungen und die bluti-
gen Kriegsgräuel im Vordergrund, so-
wohl in Vietnam selbst als auch in der
internationalen Berichterstattung.

Zum 25. Jahrestag der Befreiung
Südvietnams, der auch das Ende des

Krieges brachte, gestalteten der Autor
Peter Jaeggi und der Fotograf Roland
Schmid im Auftrag verschiedener
Schweizer Hilfswerke unter dem Titel
«Als mein Kind geboren wurde, war
ich sehr traurig», die eindrückliche
Ausstellung zu den Spätfolgen der
Chemiewaffeneinsätze, deren Vernis-
sage in Basel auf breites Medienecho
stiess. Später wurde die Ausstellung
durch die Vereinigung Schweiz-Viet-
nam in mehreren weiteren Städten ge-
zeigt und dabei auch in die Romandie
gebracht. Das gleichnamige Buch, ein
erweiterter Ausstellungskatalog, kann
bei der VSV in deutscher und franzö-
sischer Sprache zum Preis von Fr.
39.80 bestellt werden.

Die Spätfolgen von Agent Orange
sind seit gut fünf Jahren das Schwer-
punktthema der VSV. Sie hat die
Stockholmer Konferenz über Lang-
zeitschäden des Krieges in Kambod-
scha, Laos und Vietnam vom Juli 202
sowohl finanziell, als auch durch die
aktive Teilnahme und anschliessende
Übersetzungsarbeiten unterstützt.

Das gleiche gilt für die Pariser Kon-
ferenz vom März 2005. In ihrer Publi-
kation, dem «Hoa Binh» (was über-
setzt «Frieden» heisst), berichtet die
VSV regelmässig über die Langzeit-
schäden der Chemiewaffeneinsätze
und die wachsende Bewegung, welche
Gerechtigkeit für die Opfer fordert.
Daneben werden andere Aspekte wie
z.B. die Süd-Süd-Kooperation Viet-
nams in Afrika oder ökologische und
kulturelle Fragen aufgegriffen, Meist
sind es Themen welche in der hiesigen
Berichterstattung zu Vietnam kaum
Beachtung finden. Zum 30. Jahrestag
der Deklaration der Unabhängigkeit
Vietnams hat die VSV eine Sonder-
nummer herausgebracht. Ausgaben
des Hoa Binh können bei der VSV
kostenlos bezogen werden.

Die Unterstützung der VSV gilt fer-
ner ganz direkt der Klage der Agent
Orange Opfer gegen die Hersteller-
firmen des dioxinhaltigen Giftes. So
hat sie der vietnamesischen Vereini-
gung der Agent Orange Opfer im
Frühling dieses Jahres zwei Tausend
Dollar und die gesammelten Unter-
schriften unter die Petition an die US-
Regierung übergeben. Derzeit betei-
ligt sie sich an der internationalen
Kartenaktion. Auch diese Karten kön-
nen bei der VSV bezogen werden.

Wie hiess es doch vor über vierzig
Jahren: «Solidarität...». Im Kampf um
Gerechigkeit für die Opfer von Agent
Orange braucht Vietnam uns noch
einmal.

Kontakt: Vereinigung Schweiz-Viet-
nam, Postfach 8164, 8036 Zürich, Tel/
Fax 044 462 20 03, E-Mail:
a.weil@smile.ch

Das Gift Agent Orange verursachte weit
schlimmere Erbschäden als Contergan.
Foto zvg.

Vietnam-Solidarität in der Schweiz

Die Vietnam-Solidarität in der Schweiz ist untrennbar verbunden mit den Kampagnen der Schweizerischen Friedensbewe-
gung SFB und Exponenten dieser Bewegung wie Joe Stebler und Alex Richard.

Alex Richard beispielsweise, Diplomingenieur aus Zürich/Tessin, hat an Ort und Stelle, d.h. am Technischen Institut Hanoi
gearbeitet (siehe «Unsere Welt» Nr. 2/1983). Dadurch wusste er genau, was benötigt wurde, und konnte entsprechendes
Material organisieren. «Was dem Land fehlt, ist elektrische Energie, und in den Krankenhäusern wird dringend nach Wäsche,
Sanitätsartikeln, chirurgischen Geräten, medizinischen Appa raten und Medikamenten (Antibiotika) gefragt», schrieb Alex
Richard 1983 in der UW.

«Also wurden mehrere Lada-Kombi zur Verwendung als Ambulanzfahrzeuge gekauft und nach Vietnam geliefert», (siehe
Foto oben aus dem Jahre 1980), «allerdings nicht etwa leer: selbstverständlich bis unters Dach gefüllt mit Spital- und Reserve-
material», erinnern sich die SFB-Aktivistinnen Ruth Degen und Helene Moser («argumente», Nr. 1/05). Spitalausrüstung für
weit über 100 000 Franken wurde gesammelt und nach Vietnam verschifft. «Durch Verhandlungen mit dem Kantonsspital
Basel konnte erreicht werden, dass ein ganzer Container mit funktionstüchtigem, aber in der Schweiz nicht mehr benötigtem
Spitalmaterial geschickt werden konnte.»

In einer anderen Aktion, die vor allem von Joe Stebler und Otto Waser initiiert worden war, wurden 1 100000 Bleistifte
gespendet. Es wurde Geld gesammelt für «Reis für Kinder», Spitalwäsche, Kleider, Spielsachen und vieles mehr. «Alles wurde
liebevoll in Bananenschachteln verpackt und schiffstauglich (!) in Ölpapier gebunden. Später, ab 1988, haben wir 4 Contai-
ner gekauft und gefüllt mit Autos (2 Stück), Spitalmaterial, Nähmaschinen (mechanische!), technischen Geräten und überhaupt
mit viel Schönem und Brauchbarem. Niemand hat die vielen Arbeitsstunden gezählt, aber die Aktionen waren jedenfalls sehr
aufwendig.»

«Bei uns beflügelte diese ehrenamtliche Arbeit die freiwilligen Helfer und Aktivisten, denn alle lebten in dem Gedanken,
dass unsere Solidaritätssendungen dem vietnamesichen Volk, das so viel hatte durchmachen müssen, einigen Nutzen und ein
Stückchen Zuversicht bringen würden», unterstreichen Ruth Degen und Helen Moser.

Weltgeschehen am Radio

Geschätzter Service public
Vor sechzig Jahren, am 17. September
1945, wurde von Radio DRS zum ers-
ten Mal das «Echo der Zeit» ausge-
strahlt. Seither hat sich die Vorabend-
Sendung als eines der beliebtesten
Informationsgefässe der deutschen
Schweiz etabliert.

Aus Anlass des Jubiläums hat Radio
DRS-Redaktor Hanspeter Gschwind
eine Dokumentation herausgegeben,
die auf spannende Weise Einblick in
die wechselhafte Geschichte des
«Echos» und der starken Persönlich-
keiten gibt, welche die Sendung in all
den Jahren mitgeprägt haben und –
wie etwa Heiner Gautschi oder Hans
O. Staub – durch das «Echo» selbst zu
Legenden geworden sind. Ergänzt
wird der über 260 Seiten dicke Band
mit einer Audio-CD, welche mit inter-
essanten Tondokumenten die Ent-
wicklung der Informationssendung
nachvollziehbar macht.

Dem Kapitel «Wirren um Wahr-
heit» entnehmen wir folgende Text-
passagen zur «Novosti-Affäre» von
1983, mit welcher damals bekanntlich
zum Schlag gegen die Schweizerische
Friedensbewegung ausgeholt wurde:

Das Misstrauen der Auslandredak-
tion gegenüber den Kollegen im
«Inland» wurde wieder virulent aus
Anlass der «Novosti-Affäre» am 29.
April 1983. Es war der Tag, an wel-
chem Defago vom Regionalvorstand
DRS zum Chefredaktor von Radio
DRS gewählt wurde. Am Morgen jenes
Freitags, als in den Köpfen der Jour-
nalisten im Bundeshaus bereits das
Wochenende einzuziehen begann, de-
ponierte ein Mitarbeiter des Eidge-
nössischen Justiz- und Polizeidepar-
tements einen Stapel von Commu-
niqués im Journalistenzimmer, deren
Inhalt wie eine Bombe einschlug. Un-
ter dem Titel «schliessung des berner

novosti-büros – ausweisung des sow-
jetischen leiters» (der ganze Text war
in Kleinschrift gehalten) wurden dem
Leiter des Berner Büros der russi-
schen Nachrichtenagentur «Novosti»,
Alexei Dumov, sowie den beiden
Schweizer Mitarbeitern, den Journa-
listen Martin Schwander und Philippe
Spillmann, subversive politische Akti-
vitäten vorgeworfen: Die «beeinflus-
sung von teilen der schweizerischen
friedensbewegung, die ideologische
schulung und kriminalisierung ju-
gendlicher, die Wahrnehmung eigent-
licher desinformationsaufträge sowie
die organisation von zahlreichen de-
monstrationen, politischen aktionen
und kundgebungen aller art». Novosti
erschien als der verlängerte Arm des
sowjetischen Geheimdienstes KGB
und die Mitarbeiter, namentlich
Schwander und Spillmann, wurden
als Handlanger des Sowjetimperia-
lismus disqualifiziert, dies scheinbar
umso gerechtfertigter, als sie beide
Mitglieder der PdA waren.

Die Redaktoren des «Inland» taten,
was sämtliche Kollegen der Presse an
jenem Tage auch machten: Sie über-
nahmen erschrocken und aufgeregt
die Botschaft des Vorstehers des Jus-
tiz- und Polizeidepartements, Bundes-
rat Rudolf Friedrich, und sie gaben sie
ungefiltert in den Mittagsinforma-
tionen weiter. Erschrocken waren
auch die Kollegen der Auslandre-
daktion, jedoch weniger über das
bundesrätliche Communiqué als über
die ungeprüfte massive Belastung der
Novosti-Mitarbeiter, welche nach ih-
rer Überzeugung grundlegenden Re-
geln des Journalismus widersprach.

Alexander Gschwind und Casper
Selg versuchten, die Angeschuldigten
zu erreichen; der vollständig verdat-
terte Martin Schwander kam ins Stu-
dio und Selg konnte, nachdem er ihm
längere Zeit beruhigend zugespro-
chen hatte, in einem Interview für das
«Echo» dessen Stellungnahme einho-
len. Dies provozierte die Inlandre-
daktoren Norbert Hochreutener und
Marc Furrer, darauf zu bestehen, das
Band vor dessen Ausstrahlung abzu-
hören, was wiederum die «Auslän-
der» nur in Gegenwart von Zeugen
zuliessen, um sicherzustellen, dass
dieses Band nicht verschwinde ....

Die Wichtigkeit solcher Auseinan-
dersetzungen wurde deutlich, als Wo-
chen später durch die Publikation des
geheimen Untersuchungsberichts der
Bundesanwaltschaft nachgewiesen
werden konnte, dass die Vorwürfe ge-
gen die Novosti-Mitarbeiter weitest-
gehend unhaltbar waren.

«Echo der Zeit» – Weltgeschichte
am Radio ist im Verlag der NZZ er-
schienen und für Fr. 48.– inkl. Audio-
CD im Buchhandel erhältlich (z.B.
bei Buchhandlung Waser am Rüme-
linsplatz 17 in Basel, Tel. 061 261 02).
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Begegnung mit Alberto Granado

Die endlose Reise
Er fährt nicht mehr Motorrad, wie vor fünfzig Jahren. Und er lebt auch nicht
mehr im heimischen Córdoba, in Argentinien, sondern seit Jahrzehnten in seiner
neuen Heimat Kuba. Das Reisen hingegen hat er nicht aufgegeben. Und immer
noch reist er mit dem Che: Alberto Granado, der Jugendfreund von Ernesto
Guevara, mit welchem er in den fünfziger Jahren auf dem Sattel einer alten
Norton 500 quer durch Lateinamerika fuhr.

Alberto Granado auf der

UW-Redaktion

Im vergangenen November weilte der
83jährige Alberto Granado bei seinen
Enkeln in der Schweiz und stattete dabei
auch der UW-Redaktion einen Besuch ab.
Der Biochemiker, der in seinem Beruf auf
Kuba Pionierarbeit geleistet hat, lebt heu-
te als Rentner in Havanna. Auf dem Foto
zusammen mit UW-Redaktor Martin
Schwander.

Alberto Granado (Mitte) während der Dreharbeiten zum Film «Diarios de Motocicleta»
von Walter Salles. Vorne der Darsteller des jungen Ernesto Guevara, Gael Garcia Bernal,
hinten Rodrigo de la Serna, der im Film Granado verkörpert. Foto: Pathé

Welt. Das ist doch genau das, was
auch wir angestrebt haben, was auch
wir in unserm Leben bewegen woll-
ten.

Zurück zum Film von Salles: Kann
er trotz Anpeilung eines Massenpub-
likums die Grundwerte hinüberbrin-
gen, die ihr verteidigt habt? Oder gab
es zugunsten der Massenverbreitung
hier Abstriche?

Also mir hat der Film gefallen und
man muss sich bewusst sein, dass es
ein Spielfilm ist und nicht ein Doku-
mentarfilm. Er hat etwas sehr Speziel-
les an sich: Was er zeigt und wie er es
zeigt bewirkt, dass viele Zuschauer
das Kino anders verlassen als sie hin-
eingegangen sind. Ich finde den Film
auch künstlerisch sehr gelungen. So-
wohl der Regisseur, Walter Sellas, wie
der Darsteller des Che, der Mexikaner
Gael García Bernal oder Rodrigo de
la Serna, der mich spielt, sind als Pro-
fis wie als Menschen ausserordentli-
che Persönlichkeiten. Es gelingt ihnen
immer, jenes zusätzliche Tröpfchen
Liebe reinzubringen, das es ausmacht,
dass dieser Film über alle andern Ki-
nofilme der letzten Zeit hinausragt.
Ich meine sogar, dass er zumindest in
Lateinamerika eine Art Linie zieht:
vor und nach «Diarios de motocicle-
ta».

Und der parallel gedrehte Doku-
mentarfilm von Giani Minà?

Wir haben eigentlich nie gedacht,
dass er zu einem eigenständigen Pro-
dukt würde. Zuerst wollten wir ein-
fach eine Art «Making of…» drehen,
also einen Blick hinter die Kulissen
der Spielfilmproduktion ermögli-
chen. Erst später haben wir gemerkt,
dass er zu mehr taugt. Schliesslich hat
die Dokumentation ganz neue Wege
erschlossen...

Wurde der Spielfilm auch schon in
Kuba gezeigt?

Natürlich. Seit Jahren schon werde
ich dort immer wieder von Jugendli-

Von Sergio Ferrari

Alberto, seit der junge Brasilianer
Walter Salles eure Reise verfilmt hat
(«Diarios de Motocicleta») und seit
dem parallel dazu gedrehten Doku-
mentarfilm von Gianni Minà («Tra-
velling with Che Guevara»), in wel-
chem Du die Hauptrolle spielst, bist
Du ein gefragter Mann. Wie fühlt sich
das an?

Alberto Granado: Ich habe mich
nie als Hauptdarsteller betrachtet, der
Film bot einfach eine wunderbare Ge-
legenheit, die Reise mit Ernesto, die
wir vor fünfzig Jahren gemeinsam un-
ternommen haben, noch einmal zu
durchleben. Vielen erschien damals
unsere Art zu leben, zu handeln, zu
reisen als anarchistisch, sicher aber
als seltsam. Und doch hat uns das Le-
ben gezeigt, und so sehen es die Leute
heute auch, dass damals, als wir
durchgefahren sind, zwei Menschen
auf der Reise waren, die keine Diskri-
minierungen duldeten, sich gegen das
Elend auflehnten, sich mit den Bauern
solidarisierten, sich auf die Seite der
Wehrlosen stellten. Das erklärt, war-
um der Che heute präsenter ist als je.

Hast Du den Film wie eine zweite
Reise erlebt, nur diesmal alleine?

Nein, überhaupt nicht. Ich reise
weiterhin mit Ernesto, mit dem Che.
Und wir kommen vorwärts. Einige

denken, Lateinamerika sei heute noch
genau so wie vor fünfzig Jahren. Na-
türlich ist das Übel dasselbe geblie-
ben, aber in einigen Ländern gibt es
jetzt immerhin fortschrittliche Regie-
rungen und es werden interessante Er-
fahrungen gemacht. Ich denke dabei
an einen Chavez in Venezuela, an ei-
nen Lula, der es vom Metallarbeiter
zum Präsidenten von Brasilien ge-
bracht hat, auch an einen Kirchner in
Argentinien. Es gibt eine ganze Bewe-
gung, die einsteht für eine gerechtere

chen aufgesucht, die alles wissen wol-
len über die Reise. Aber der Film hatte
noch einmal eine ausserordentliche,
unterschiedliche Wirkung. Als er zum
Beispiel in Santa Clara gezeigt wurde,
der Stadt, die durch Che Guevara be-
freit worden war, kamen viele Emoti-
onen hoch und die Zuschauer applau-
dierten am Schluss über zehn Minuten
lang. Auch der Dokumentarfilm wur-
de bereits mehrere Male vorgeführt,
am Fernsehen und bei andern Gele-
genheiten.

Wie geht Alberto Granado mit die-
ser filmischen Publizität um?

Ganz ehrlich, ich fühle mich zu
stark hervorgehoben. Aber eigentlich
zeigen beide Filme, wie es war. Natür-
lich gab es einige Änderungen, die
aber unbedeutend sind. Zum Beispiel,
dass wir den Amazonas am Nachmit-
tag und nicht am Abend durch-
schwommen haben. Das hat der Szene
halt eine poetische und symbolische
Note gegeben: Ernesto, der sonst vor
nichts Angst hat, fühlt ein gewisses
Unbehagen, den Fluss in der Dämme-
rung zu durchqueren und Schwimmen
ist sowieso nicht seine Lieblingsbe-
schäftigung.

Dein ganzes Leben, seit deiner Ju-
gendzeit, ist sehr eng verbunden mit
dem Che und mit Kuba…

Das ist in der Tat so. Ich lebe seit
dem 23. März 1961 auf Kuba. Und ich
möchte bei dieser Gelegenheit gleich
etwas anfügen, was die Beziehung
zwischen Che und Fidel anbelangt.
Die Feinde Kubas verbreiten seit Jahr-
zehnten die Mär vom angeblichen
Bruch zwischen den beiden. Wie er-
klären sie sich aber dann die Tatsache,
dass die engsten Freunde des Che und
dass seine eigenen Kinder alle auf
Kuba geblieben sind? Es gab nie
irgendein Zerwürfnis zwischen Fidel
und Che, sie haben sich gegenseitig
respektiert und mochten sich sehr.

(Übersetzung aus dem Spanischen:
Martin Schwander)

14. Kuba-Abstimmung der UNO – 14. USA-Niederlage

Absurde Kuba-Blockade
Zum 14. Mal in Folge hat die Vollversammlung der Vereinten Nationen ihr Urteil
über die US-amerikanische Kuba-Blockade gefällt – es war die 14. Niederlage
für Washington.

Dritten Welt eine enorme Summe,
wobei die USA Kuba auch Medika-
mente und Geräte zur Kinderkrebs-
hilfe vorenthalten.

Die Blockade verstösst gegen die
Prinzipien der Charta der Vereinten
Nationen, des freien Handels und der
freien Schifffahrt. Sie provoziert
Spannungen in den internationalen
Beziehungen, da sie auch Drittländer
in die Sanktionsmechanismen einbe-
zieht. Sie unterbindet normale Bank-
verbindungen. US-Bürger wurden mit
drakonischen Reisebeschränkungen
belegt. Die US-Delegierten in der
Vollversammlung liessen alles über
sich ergehen, ohne eine Miene zu ver-
ziehen. In Kuba wurden Debatte und
Abstimmung vom Fernsehen und
zwei Rundfunkstationen live übertra-
gen.

Die Blockade gegen Kuba ist ausge-
reizt, mehr ist nicht drin. Sie ist un-
menschlich, sinnlos, eine Torheit und
Absurdität obendrein. Auf der 23. Ha-
vanna-Messe, die Mitte November
mit der Beteiligung von Ausstellern

Von Leo Burghardt

Interessant war bei der Abstimmung
in der UNO-Vollversammlung eigent-
lich nur, wie hoch die Verurteilung der
USA ausfallen würde – sie war über-
wältigend wie nie zuvor. Von 191
UNO-Mitgliedsstaaten wandten sich
182 gegen das Embargo (2004 waren
es 179). Nur Israel, Palau und die
Marshall-Inseln blieben den USA
treu. Mikronesien enthielt sich der
Stimme, vier Länder, El Salvador, Ni-
caragua, Marokko und Irak, waren ab-
wesend. Sie wollten nicht Farbe be-
kennen beziehungsweise durften we-
gen Beitragsverzug nicht an der Ab-
stimmung teilnehmen.

Das Ganze ist zu einem Ritual ge-
worden, das schon längst keine Über-
raschungen mehr zulässt. Die Blocka-
de-Befürworter in der Südsee sind als
karge Koralleninseln bis zu 70 Pro-
zent direkt von amerikanischen Hilfs-
geldern abhängig, die zusätzlich zu
den US-Militärstützpunkten und US-
Endlagern für Nuklearmüll ihre
Existenzgrundlage bilden.

Vor der Abstimmung trugen die 20
Sprecher der Blockade-Gegner-Grup-
pen – zum Beispiel die Karibische
Gemeinschaft, China, Mercosur, die
asiatischen und afrikanischen
Regionalorganisationen – ihre Argu-
mente vor und erwähnten dabei, dass
Kuba durch die Blockade 82 Milliar-
den US-Dollar an materiellem Scha-
den erlitten hat – für ein Land der

aus 43 Ländern zu Ende ging, standen
auch diesmal die längsten Besucher-
schlangen vor der Alimport-Halle.
Dort zeigten US-Firmen, was sie an-
zubieten haben. Hier in Kuba, das vor
der Blockade der grösste Importeur
amerikanischen Reises war, offerieren
sie vorwiegend Agrarprodukte, vom
Hühnerei bis zum Mastbullen, frische
Waren und solche in Konserven. 380
Unternehmer von 188 Firmen aus 31
Bundesstaaten waren gekommen.

Willkürliche Bewilligungen

«Erhielten Sie die Genehmigung von
ihrer Regierung ohne weiteres?» frag-
ten wir einen Grossexporteur für Reis,
der seinen Namen lieber nicht nennen
wollte. Das sei alles ein Irrsinn, mein-
te er. Die Lobby der Agrarproduzen-
ten sei stark, sie brauche den kuba-
nischen Markt. Und da gehe es
manchmal sehr schnell mit den Ge-
nehmigungen, während ein anderes
Mal gar nichts geht, ohne dass dafür
ein ersichtlicher Grund genannt wür-
de. Die Carolina Turtey Co. habe zum
Beispiel eine Absage erhalten, wäh-
rend sie im vorigen Jahr hier war.
«Wir sehen selbst nicht mehr durch»,
sagte er.

«Wann wird die Blockade fallen
oder zumindest aufgelockert wer-
den?» wollten wir wissen. «Unter
Bush nicht», lautete die Antwort.
«Wir haben durch den ganzen Blocka-
de-Klamauk in zehn Monaten 400
Millionen Dollar im Kuba-Geschäft
verloren.» Der nächste Präsident müs-
se das Begräbnis der Blockade einlei-
ten, egal ob er Republikaner oder De-
mokrat ist. (ND)

Mann-Stopp Munition:

Polizei-

Dumdum

Von Heinrich Frei

Der schweizerische Polizeibeamten-
verband will die so genannte Mann-
Stopp Munition einführen, um Ge-
walttäter zu neutralisieren. Eine
marktbeherrschende Stellung bei der
Ausrüstung mit dieser Munition, un-
ter anderem der deutschen Behörden,
nimmt der Schweizer Munitionshers-
teller RUAG ein. Die RUAG ist eine
100-prozentige staatliche Aktienge-
sellschaft und, nach eigenen Angaben,
Marktführer für kleinkalibrige Muni-
tion in Europa. Zum RUAG Konzern
gehören mittlerweile zwei der bedeu-
tendsten Anbieter von Kleinkaliber-
munition in Europa: Dynamit Nobel
(Deutschland) und Norma Precision
AB (Schweden). Die schweizerische
Tochterfirma RUAG Ammotec belie-
fert unter anderem die Bundeswehr
mit der neuen Munition 4,6 x 30 mm,
die von der Firma im Internet unter
dem Namen Penetrator angepriesen
wird. (siehe auch www.ruag.com)

Die Projektile dieser helvetischen
Mann-Stopp Munition der RUAG
stellen sich in «weichen» Zielen – wie
in menschlichen Körpern – zuverläs-
sig quer und überschlagen sich, statt
sie einfach zu durchdringen. Die
Wunden, die dadurch entstehen, sind
grässlich. Es gibt nur eine Klein-
waffenmunition, die ähnliche Folgen
nach sich zieht: im militärischen Be-
reich international geächtete Defor-
mations- bzw. Expansionsgeschosse,
die unter dem Namen Dumdum-Ge-
schosse traurige Berühmtheit erlang-
ten. Da die extreme Verwundung im
Fall der neuen Munition jedoch nicht
– wie bei Dumdum-Geschossen –
durch die Verformung des Projektils
sondern durch den Überschlag dessel-
ben entsteht, fällt sie nicht unter das
Verbot der Haager Landkriegsord-
nung. Solche Munition findet Ver-
wendung bei Teilen der der deutschen
Fallschirmjäger, Feldjägern und spe-
ziellen Einsatzkräften, aber auch
schon beim U.S. Marine Corps.

Der Basler IKRK Kriegsarzt Rio
Spirgi protestierte schon 1977 gegen
Munition mit Dumdum ähnlicher
Wirkung, als die Schweiz Sturmge-
wehre mit dem Kaliber 5.56 einführte.
Er wollte damals unter allen Umstän-
den verhindern, dass die Schweizer
Wehrmänner mit kleinkalibrigen
Sturmgewehren ausgerüstet werden.
Grund: Die heimtückischen kleinen
Geschosse zerfetzen den Körper. Eine
Amputation ist dann in den meisten
Fällen unvermeidlich. Spirgi hatte im
Vietnam Krieg und später im Liba-
non, für das Komitee des Internatio-
nalen Roten Kreuzes (IKRK) gearbei-
tet. Er machte zusammen mit anderen
Chirurgen die Erfahrung, dass die
Munition mit dem Kaliber 5,56 der
modernen Sturmgewehre sehr kom-
plizierte Verletzungen verursacht.
Diese kleinen Projektile bewirkten
nämlich keine glatten Durchschüsse,
sondern stellen sich im menschlichen
Körper quer und reissen furchtbare
Wunden, wie bei den verbotenen
Dumdum Geschossen.

Auf 200m durchschlage sie das NATO
CRISAT Referenzziel (1.6mm Titan und 20
Lagen Kevlar) problemlos, schreibt die
RUAG auf ihrer Homepage über  die
Penetrator-Munition. Foto RUAG
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Kunst im Dienste des Mitmenschen

Malen für Kamerun

Kamerun gelebt hatten, kam ein alter
Mann zu uns», erinnert sich Martin C.
Stucki. «Er hatte einen Jüngling bei
sich und bat uns, etwas aus ihm zu
machen.» Es traf sich, dass Schul-
inspektor Stucki jemanden brauchen
konnte, der ihn in administrativen Be-
langen unterstützte, und so ermög-
lichte er dem jungen Mann eine kauf-
männische Ausbildung. «John Abane
Arrey hat uns danach während unse-
res ganzen Kamerun-Aufenthaltes be-
gleitet.» Nach einer Weiterbildung in
England wurde Abane schliesslich
Kassier der Presbyterianischen Kir-
che von Kamerun und da der Kontakt
zu ihm nie abgebrochen war, schien er
der geeignete Mann, das Hilfswerk
vor Ort zu betreuen. «Seit seiner Pen-
sionierung arbeitet Abane vollamtlich
für uns, macht Vorschläge, koordi-
niert und überwacht den Einsatz der
Mittel.»

Als weiteres Projekt wurde zu-
nächst an den Aufbau eines Waisen-
heimes gedacht. «Das Gebäude, ein
altes Hotel, hatten wir bereits zur
Hand und eine detaillierte Kostenauf-
stellung bis hin zum Suppenlöffel
ebenfalls. Dann kamen jedoch die ört-
lichen Behörden mit unmöglichen
Auflagen, die uns das Projekt sofort
stoppen liessen.» Zum Glück, wie
sich hinterher erwies. «Wir liessen
uns zu stark von hiesigen Vorstellun-
gen treiben», meint Stucki selbstkri-
tisch. «Ein Waisenheim entspricht
nicht den dortigen Gesellschafts-
strukturen, die sich stark auf die
Grossfamilie abstützen.» Das Pro-
blem der Waisen ist gravierend, aber
gelindert werden soll es nun mit so
genannten Help Points. «Ein Help
Point ist eine Frau, die bereit ist, eines
oder mehrere Waisenkinder in die ei-
gene Familie aufzunehmen. Die Stif-
tung übernimmt Kost, Logis, Beklei-
dung, Schulgeld und sämtliche andere
Kosten, die durch die Betreuung der
Kinder entstehen.» Ein wesentlicher
Vorteil dieses Systems sei, dass für
die betroffenen Kinder Familien aus-
gesucht werden könnten, die ihre ei-
gene Stammessprache sprechen.

Auch ein derartiges Projekt muss
natürlich vor Ort eng betreut werden.
Wie bei Abane konnten Stuckis mit
ihrem damaligen Kindermädchen

Früher Brigadier der Schweizer Armee und Rektor der Militärakademie, heute
Stiftungsrat der Stiftung «Welt ohne Minen» und als Künstler im Dienste eines
eigenen Entwicklungsprojektes in Kamerun: der ungewöhnliche Lebensabend
eines ungewöhnlichen Mannes.

Von Martin Schwander

Mit 16 Jahren hatte Martin C. Stucki
seine erste Ausstellung. Linolschnitte
waren es damals, weit entfernt von
den Materialien, die Stucki für seine
Bilder später verwendete: Pigmente,
gemischt mit verschiedensten Binde-
mitteln, Gips, aber auch Kochsalz,
Asphalt, Überbleibsel vom Lothar-
Sturm etwa, Fundstücke aus der Hü-
gellandschaft des Teuffenthales, wo
Stucki mit seiner Frau Rosmary heute
lebt.

Stucki blieb dem künstlerischen
Wirken seiner Jugendjahre auch in
seinem weiteren Werdegang treu,
doch beruflich hatten Leben und Um-
stände zunächst anderes mit ihm vor.
So stellte er sich in den sechziger Jah-
ren als junger Lehrer in den Dienst der
Basler Mission. Im Obang, einem Ge-
biet von Kamerun in der Grösse des
Kantons Bern, arbeitete er gemeinsam
mit seiner Frau im dortigen Schul-
dienst, als Schulinspektor vorerst,
dann als Rektor eines Lehrerseminars.
Nach seiner Rückkehr in die Schweiz
und inzwischen Vater zweier seiner
insgesamt drei Töchter geworden,
folgte Stucki «einer Familientradi-
tion» und wurde Berufsmilitär, eine
Karriere, die er im Range eines Briga-
diers und als Rektor der Militäraka-
demie an der ETH Zürich abschloss.

Unkonventionelle Hilfe

Frühzeitig pensioniert, erschloss er
sich das Malen nun als «Letztberuf» –
und als Mittel zum Zweck, wie er un-
terstreicht. Der Zweck: Geldbeschaf-
fung für ein kleines, handliches Hilfs-
werk, das in Kamerun u.a. Schülern
den kostenlosen Schulbesuch ermög-
licht. Seit 13 Jahren arbeitet Stucki
bereits «vollamtlich» als Künstler und
jeder Rappen, den er nach Abzug der
Materialkosten für seine Bilder in die-
sen Jahren erhalten hat, ist nach Ka-
merun geflossen. Mittlerweile als
«Martin-Stucki-Stiftung für Schulen
in Afrika» offizialisiert und von der
eidgenössischen Stiftungsaufsicht an-
erkannt, deckt das Hilfswerk eine gan-
ze Reihe elementarer Bedürfnisse vor
Ort ab – ohne aufgeblasene Administ-
ration, alles ehrenamtlich und mit ein-
fachem aber effizientem Controlling,

wie Stucki betont. Präsidiert wird der
Stiftungsrat vom Bolliger Theologen
Friedrich Hertig, Mitglieder sind Na-
tionalrätin Ursula Haller aus Thun,
der Berner Jurist Franz A. Zölch und
Charles Raedersdorf.

Die Art der Hilfe ist unkonventio-
nell und geprägt von Stuckis Erfah-
rungen als Schulinspektor. «Unsere
Unterstützung ist leistungsbezogen»,
erklärt der Pädagoge. «Aus zur Zeit
35 Schulen mit insgesamt 248 Klas-
sen werden in jeder Klasse die drei
besten Schülerinnen und Schüler aus-
gewählt und diese erhalten dann von
uns alles bezahlt.» Das Leistungsprin-
zip entspreche der dortigen Lebenser-
fahrung: «Die Menschen im Obang
führen jeden Tag einen Überlebens-
kampf.» Daneben werden von einem
einheimischen Komitee aber auch be-
sonders bedürftige Familien eruiert,
deren Kinder dann ohne Leistungs-
ausweis Unterstützung erhalten. «Das
Aufbringen von Schulgeld», so
Stucki, «stellt für die Familien im
Obang neben der Mittelbeschaffung
für Medikamente eines der grössten
Probleme dar. Die Grundnahrung ist
in dieser selbstversorgenden Agrarge-
sellschaft gedeckt, und für den Kauf
von Salz, Lampenöl und Kleidung
reicht das bescheidene Familienein-
kommen meist gerade noch.» Bildung
und Medikamente jedoch müssten
hintanstehen. «Daraus erklären sich
etwa auch die grossen Altersunter-
schiede in den Klassen. Wenn das
Geld fehlt, nehmen die Familien ihre
Kinder aus der Schule und schicken
sie erst wieder zurück, wenn wieder
etwas Geld übrig bleibt.»

Schlangen und Sandflöhe

Eine zweites Betätigungsfeld des
Hilfswerks betrifft das Sanieren ins-
besondere von Schulgebäuden, die
meist nur von Palmblättern bedeckt
sind. «Diese Palmblätter bilden einen
idealen Unterschlupf für jegliche Art
von Ungeziefer und sind deshalb für
Schlangen besonders attraktiv. So
kommt es immer wieder vor, dass mit-
ten im Unterricht giftige Schlangen
vom Dach ins Klassenzimmer herun-
terfallen.» Diesem Umstand wird
durch das Anbringen eines hölzernen
Dachstuhls und eines Wellblech-

daches Rechnung getragen. «Das Ma-
terial dazu stellen die Dorfbewohner
bereit. Wir selbst besorgen und bezah-
len ihnen die Fachkräfte: Zimmerleu-
te, aber auch Maurer für die Zemen-
tierung der Lehmböden – letzteres zur
Bekämpfung der Sandflöhe.» Diese
Fachkräfte wiederum werden in ei-
nem weiteren Projekt selbst herange-
zogen: «Wir ermöglichen die Absol-
vierung verschiedener Lehren, so zum
Beispiel als Schneiderinnen, als
Schreiner und Maurer. Ist die Ausbil-
dung einmal beendet, gehen die jun-
gen Berufsleute von Dorf zu Dorf,
flicken Kleider oder führen eben Re-
novationsarbeiten durch.» Die Ausla-
gen für Kost, Lehrgeld, Unterkunft
und Kleidung würden sich pro Stift
und Lehrjahr auf ca. Fr. 1200.– belau-
fen.

Derartige Projekte benötigen eine
vertrauenswürdige Koordination vor
Ort. «Als wir etwa sechs Monate in

Der Künstler Martin C. Stucki in seinem Atelier im oberländischen Teuffenthal. Foto zvg.

«Course de la paix» im Museum

Friedensfahrt am Ende?

Anette auf eine Vertraute von früher
zurückgreifen «Anette wurde später
Lehrerin und hat selbst drei Strassen-
kinder bei sich aufgenommen. Sie
wird nun diese Help Points leiten und
begleiten.» Auch hier wiederum spürt
man, wie die Stiftung versucht, ver-
schiedene Projekte sinnvoll mitein-
ander zu verflechten. «Für diese jetzt
30 Help-Points organisiert Abane ei-
nen monatlichen Gemüseeinkauf. Ein
Lastwagen tourt zu einem vorher be-
kannt gemachten Zeitpunkt durch ver-
schiedene Dörfer, kauft den Bewoh-
nern überschüssiges Gemüse ab und
verteilt es danach ohne Zwischenhan-
del den Pflegefamilien.» Den Dorf-
bewohnern entfällt der mühsame und
beschwerliche Weg zu den Märkten
und die Pflegefamilien kommen
günstig zur zusätzlichen Kost.

Kontinuität gewährleistet

Es gäbe noch viel zu erzählen über die
enorme Tätigkeit der Stiftung, über
die Einkleidung von Kirchenchören
zum Beispiel, die Beschaffung von
Wasseraufbereitungsgeräten, die Ab-
gabe von Weihnachtsverpflegungen
an Behinderte usw. Die Mittel dazu
erschliesst sie sich, wie eingangs er-
wähnt, durch den Verkauf von Stuckis
Bildern. «Insgesamt 360 Bilder je-
doch sind zur Zeit bloss vermietet,
d.h. der Mieter bezahlt Fr. 10.– im
Monat pro Bild, und auch dieses Geld
kommt in vollem Umfang der Stif-
tung zu.» Eine Art Kunst-Leasing
also: Entschliesst sich der Mieter nach
einer Weile dann doch zum Kauf,
wird ihm die bereits bezahlte Miete
angerechnet. «Aber er kann das Bild
auch innerhalb der Miet-Dauer ohne
Kostenfolge durch ein anderes aus-
wechseln.»

Dass die Kontinuität der Stiftung
gesichert ist, dafür hat der 70jährige
Martin C. Stucki vorgesorgt. Seine im
Obang geborene älteste Tochter
Martina Kinzl-Stucki ist selbst eine
anerkannte Kunstmalerin und bereit,
das Werk des Vaters weiter zu führen.
Und an der Technischen Universität in
Cottbus bereitet sich mit Unterstüt-
zung der Stiftung eine gewisse Cecilia
Oben Arrey auf die Übernahme der
Tätigkeit ihres Vaters John Abane
Arrey in Kamerun vor…

Die Internationale Friedensfahrt («Course de la Paix») ist ein Radrennen in
Mitteleuropa und war bis zum politischen Umbruch in den ehemaligen
Ostblockstaaten 1989 das international bedeutendste Amateur-Radrennen. Im
Jahr 2005 fand das Rennen aufgrund finanzieller und organisatorischer Proble-
me erstmals seit seiner Gründung nicht statt. Eine Wiederaufnahme des Rennens
für 2006 ist derzeit äusserst unsicher.

Die Friedensfahrt wurde 1948 erst-
mals ausgetragen und fand – unter der
Friedenstaube von Pablo Picasso als
offiziellem Emblem – zunächst zwi-
schen Warschau und Prag statt. Ab
1952 wurde das Rennen auch nach
Ostberlin geführt und verband danach
in wechselnder Streckenführung je-
weils im Mai die Hauptstädte der drei
teilnehmenden Staaten Polen, Tsche-
choslowakei und DDR.

Die Friedensfahrt galt vor der Wen-
de als die «Tour de France des Os-
tens» und war dort ähnlich populär
wie die Frankreich-Rundfahrt in
Westeuropa. Dominiert wurde sie
weitgehend von den Staatsamateuren
der osteuropäischen Länder, da die
ebenfalls teilnehmenden westeuropäi-
schen Nationalmannschaften nur mit
Nachwuchsfahrern, die keinen Profi-
status hatten, starten konnten.

Einen entscheidenden Einschnitt
für die Rundfahrt stellte das Jahr 1989
dar. Der Amateurstatus verlor inner-
halb kürzester Zeit seine Bedeutung
und wurde schliesslich ganz abge-
schafft. Die Friedensfahrt geriet in die
Krise. Mitte der 1990er Jahre wurde
sie zu einem Profi-Rennen umgestal-

tet und hat sich inzwischen im Kalen-
der des Radsportweltverbands UCI
als Rennen der mittleren Kategorie
2.2 etabliert. Sie führt weiterhin durch
die klassischen Teilnehmerländer (Po-
len, Tschechien bzw. Slowakei und
Deutschland), berührt die Hauptstädte
jedoch nur noch selten.

Erfolgreichster Teilnehmer ist der
Schweizer Steffen Wesemann, der die
Friedensfahrt zwischen 1992 und
2003 fünf Mal gewinnen konnte. Je
vier Erfolge errungen haben Uwe
Ampler (dreimal für die DDR, einmal
für das polnische Team «Mroz») und
der Pole Ryszard Szurkowski. Der
zweimalige Gewinner Gustav-Adolf
Schur, genannt «Täve», wurde nach
1989 mit grossem Abstand zum popu-
lärsten Sportler der DDR gewählt.

(Täve Schur sass während vier Jahren
für die PDS im Deutschen Bundestag
und war 1999 Gastreferent an der
Jahrestagung der Schweizerischen
Friedensbewegung).

Die Stellung der Friedensfahrt im
internationalen Radsportkalender ver-
schlechterte sich vor der Saison 2005,
da sie nicht in die neu geschaffene
UCI ProTour als höchste Klasse des
Radsports aufgenommen wurde. Fi-
nanzielle und organisatorische Pro-
bleme führten im Frühjahr 2005 dazu,
dass die Friedensfahrt zunächst ver-
schoben und schliesslich ganz abge-
sagt wurde. Eine Wiederaufnahme
des Rennens für 2006 ist derzeit äus-
serst unsicher.

In der Bördegemeinde Kleinmüh-
lingen bei Calbe (Saale) befindet sich
das einzige Friedensfahrt-Museum.
Initiator dieser Einrichtung ist der 52
jährige Horst Schäfer, welcher seit
den Neunziger Jahren alles sammelt,
was an das legendäre Rennen erinnert.
Die Grundsteinlegung für das neue
Museum wurde am 21. Mai 2005
vollzogen, denn die Räume in denen
es momentan untergebracht ist, bieten
nicht mehr genug Stellfläche für die
vielen Exponate die von etlichen
Fans, Radsportlern und Begeisterten
an das Museum übergeben wurden.
Der Trägerverein wird von ehemali-
gen Radsportgrössen, u.a. Täve Schur
unterstützt.

(Quelle: Wikipedia)
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Rosa Parks in einer Aufnahme aus dem Jahr 1983 (Foto: Archiv)

Als Rosa Parks sitzen blieb, standen die
Schwarzen auf

Rosa und Katrina
Die kürzlich verstorbene US-Bürgerrechtlerin hatte es satt, sich zu fügen. Vor 50
Jahren löste sie eine Massenbewegung gegen den Rassismus aus. 

Von George Pumphrey
Es ist der 1. Dezember 1955. In Mont-
gomery, Alabama, weigert sich eine
schwarze Frau, dem Gesetz zu folgen.
Diese Weigerung fordert das rassisti-
sche System der USA heraus.

Rosa Parks, die seit vielen Jahren
im organisierten antirassistischen
Kampf aktiv ist, fährt von ihrer Arbeit
mit dem Bus nach Hause. Ein weisser
Fahrgast steigt ein und sieht, dass kein
Platz frei ist. Er bleibt stehen. Der
Busfahrer James F. Blake bemerkt
dies und befiehlt den vier schwarzen
Fahrgästen, die in der ersten Reihe der
Sektion «für Farbige» sitzen, nach
hinten zu gehen.

Es ist das Gesetz der Rassentren-
nung: schwarzen Fahrgästen ist ver-
boten, sich neben weisse zu setzen.
Sie dürfen auch nicht die Plätze auf
der anderen Seite des Ganges einneh-
men, solange ein Weisser in der Reihe
sitzt. Damit ein Weisser sich hinsetzen
kann, sollen auch an diesem 1. De-
zember vier Schwarze die Reihe ver-
lassen. Blake droht mit der Polizei.
Drei von ihnen stehen widerwillig auf
und gehen nach hinten. Rosa Parks
rutscht lediglich einen Sitz weiter
zum Fenster. Blake fragt, ob sie nicht
aufstehen will. Sie antwortet mit ruhi-
ger Stimme «Nein». Dieses Nein er-
fasst bald Millionen und ändert den
Lauf der Geschichte. Es ist der Beginn
der grossen Bürgerrechtsbewegung.

Rosa Parks erklärte viele Jahre spä-
ter: «Ich wusste nicht, welche Reakti-
on mein Handeln hervorrufen würde.
Ich wollte nur deutlich machen, wie es
ist, wenn man diskriminiert wird. Ich

wusste, dass ich ins Gefängnis gehen
muss, als der Busfahrer drohte, mich
verhaften zu lassen. Ich fühlte mich
bei dem Gedanken nicht wohl. Aber
ich war bereit dazu, damit deutlich
wurde, dass Schwarze viel zu lange
viel zu viel ausgehalten hatten. Ich
war nicht müde, wie so oft gesagt
wurde. Ich hatte es einfach nur satt,
mich zu fügen.»

Wie Lastvieh behandelt
Der Kampf der Schwarzen richtete
sich gegen die Rassentrennung und
gegen rassistische Angriffe und
Lynchmorde. Es war die NAACP (Na-
tionaler Verein für den Fortschritt der
Farbigen), die grösste und älteste Bür-
gerrechtsorganisation in den USA, die
diesen Kampf anführte. Einen wichti-
gen Sieg konnte sie bereits erringen:
Das Oberste Gericht hatte 1954 die
Rassentrennung in den Schulen als
verfassungswidrig aufgehoben. Doch
viele Südstaaten weigerten sich, die-
ses Urteil durchzusetzen. Die NAACP
war in vielen Orten des Südens verbo-
ten und agierte teilweise im Unter-
grund. Rosa Parks war seit 1943 Se-
kretärin der NAACP in Montgomery.

Die Rassentrennung war eine Folge
der Sklaverei, die in den USA 250
Jahre lang geherrscht hatte. Schwarze
wurden nicht als Teil der Menschheit
betrachtet und wie Lastvieh behan-
delt. Nach dem Gesetz waren sie kei-
ne Personen, sie genossen keine Bür-
gerrechte.

Dabei hatten in der amerikanischen
Unabhängigkeitserklärung von 1776,
der «Geburtsurkunde der Vereinigten
Staaten», die höchsten revolutionären

Ideale der damaligen Zeit ihren Aus-
druck gefunden: die Gleichheit der
Menschen, das Recht auf Leben, Frei-
heit und Streben nach Glück ebenso
wie das Recht – und die Pflicht – der
Unterdrückten, gegen Tyrannei zu re-
bellieren und sie abzuschaffen. Doch
die Tyrannei der Sklaverei findet kei-
nerlei Erwähnung in diesem Doku-
ment.

Die US-Verfassung von 1787 ga-
rantierte die weitere Einfuhr von
Sklaven und forderte, dass jene, die in
Regionen ohne Sklaverei geflüchtet
waren, zu ihren Sklavenhaltern zu-
rückgebracht werden müssen. 1857
entschied das Oberste Gericht, dass
Schwarze keine Rechte haben, die von
Weissen respektiert werden müssen
und dass sie aufgrund ihrer Minder-
wertigkeit nicht als Bürger anerkannt
werden können. Erst der Bürgerkrieg
befreite die Schwarzen 1863 von der
Sklaverei. Doch im Süden wurde die
Rassentrennung Gesetz. Schwarze
durften kein Eigentum besitzen und
nicht wählen. Im Norden wurden sie
gesellschaftlich diskriminiert und in
Ghettos und schlecht bezahlter Arbeit
marginalisiert.

Über viele Jahre hatten die Schwar-
zen versucht, durch Gerichte und Peti-
tionen Gerechtigkeit zu erlangen.
Doch solange sie vor allem auf weisse
Verbündete in hohen Ämtern hofften,
ging es nur langsam voran. Mit der
Weigerung von Rosa Parks änderte
sich dies. «Als Rosa Parks sitzen
blieb, standen die Schwarzen auf», re-
sümierte ein New Yorker Stadtrat.

Zwölf Monate wurden die
Busse boykottiert
Die grosse Mehrheit der schwarzen
Bevölkerung in Montgomery boykot-
tierte zwölf Monate lang die Busse –
und hatte Erfolg: Im November 1956
erklärte das Oberste Gericht die Ras-
sentrennung im öffentlichen Trans-
port für verfassungswidrig. Das be-
deutendste an diesem Sieg war die
grosse Einheit, die die Schwarzen im
Kampf gegen die Rassentrennung ge-
wonnen hatten. Dr. Martin Luther
King wurde durch diesen Kampf zum
eloquentesten und unangefochtenen
Sprecher und Führer der Bürger-
rechtsbewegung.

Massen setzten sich in Bewegung
und leisteten zivilen Ungehorsam, um
die Rassentrennung in allen öffentli-
chen Einrichtungen wie Schulen, Uni-
versitäten und Bibliotheken, Kauf-
häusern und Restaurants aufzuheben.
Polizei und faschistischer Pöbel gin-
gen brutal gegen die gewaltlosen De-
monstranten vor. Polizeihunde wur-
den auf sie gehetzt, Schlagstöcke, Trä-
nengas und Wasserwerfer gegen
Männer, Frauen und Kinder einge-
setzt. Tausende wurden verhaftet, ei-
nige entführt und ermordet.

Der US-Regierung wurden die Bil-
der der rassistischen Polizeibrutalität
peinlich. Und die Welt wurde Zeuge
der Entschlossenheit, Disziplin und
Würde, mit der die Schwarzen gegen
alle Hindernisse kämpften, um glei-
che Rechte als Bürger der USA zu er-
langen. Ihre Bewegung richtete sich
gegen die legale Rassentrennung im
Süden und sie klagte die Praxis der
Rassendiskriminierung im Norden an.

Malcolm X, einem muslimischen
Prediger und bekannten schwarzen

Führer in den Ghettos des Nordens,
ging die Forderung nach Bürgerrech-
ten nicht weit genug. Für ihn war das
grösste Problem, dass die US-Regie-
rung sich weigerte, Schwarze als
Menschen zu sehen, und damit die
Charta der Vereinten Nationen miss-
achtete. Er wollte das Problem des
amerikanischen Rassismus vor die
UNO bringen und war sich sicher,
dass er die Unterstützung von Ent-
wicklungsländern und sozialistischen
Staaten erhalten würde, die für eine
menschenwürdige und friedliche Welt
eintraten. Er begann, Führer von afri-
kanischen und arabischen Staaten zu
überzeugen, das Problem auf die Ta-
gesordnung der UNO-Vollversamm-
lung zu setzen. Die New York Times
berichtete im August 1964, dass dies
grosse Unruhe im Aussen- und Justiz-
ministerium der USA hervorrief:
Falls Malcolm X auch nur einen
UNO-Botschafter für sein Anliegen
gewinnen konnte, würden sich die
USA in einer ähnlichen Situation be-
finden wie Südafrika «oder andere
Länder, deren Innenpolitik in der
UNO zur Debatte steht». Sechs Mo-
nate später, am 21. Februar 1965, wur-
de Malcolm X ermordet.

Die Bewegung unter Martin Luther
Kings Führung entwickelte ein politi-
sches Bewusstsein, das schliesslich
über die Probleme der Rassendiskri-
minierung hinausging. In einer Rede
1966 sagte Dr. King: «Der Reichtum
muss besser verteilt werden, und
vielleicht brauchen wir in Amerika
den demokratischen Sozialismus».

Auch die Zusammenhänge zwi-
schen Rassismus und Armut im eige-
nen Land und der Verschwendung der
Ressourcen im Krieg gegen Vietnam
wurden immer deutlicher. Genau ein
Jahr bevor Dr. King ermordet wurde,
verurteilte er in einer Rede am 4. Ap-
ril 1967 den Krieg und erklärte: «Vor
einigen Jahren gab es einen glanzvol-
len Augenblick in unserem Kampf. Es
sah so aus, als ob mit dem ‹Programm
gegen die Armut› Schwarzen und
Weissen neue Hoffnung gegeben wur-
de. (…) Dann wurde der Krieg gegen
Vietnam intensiviert, und ich sah, wie
das Programm zur Bedeutungslosig-
keit verkam, als ob es nur das politi-
sche Spielzeug einer durch den Krieg
verrückt gewordenen Gesellschaft sei.
Und da wusste ich, dass Amerika
niemals die notwendigen Mittel und
Kräfte aufbringen würde, um die Ar-
mut zu beseitigen, solange Abenteuer,
wie das vietnamesische, Menschen,
Begabungen und Geld verschlingen.
So wurde ich immer mehr gezwun-
gen, den Krieg als den Feind der Ar-
men anzusehen und diesen Feind zu
bekämpfen.»

Martin, Rosa – und Katrina
Fast vier Jahrzehnte später sind diese
Worte immer noch aktuell. Der Hurri-
kan Katrina konfrontierte das selbst-
gefällige Amerika mit dem Zusam-
menhang von Rassismus, Armut und
Krieg. Katrina hat die Widersprüche
und die Heuchelei des reichen mächti-
gen Amerika deutlich gemacht, die
viele nicht mehr wahrnehmen woll-
ten. Vierzig Jahre nach der gesetzli-
chen Aufhebung der Rassentrennung
werden Afroamerikaner durch Armut
und Diskriminierung ausgeschlossen,
so wie früher durch die Gesetze der
Rassentrennung. Und die Welt konnte
zusehen, mit welch rabiater Selbstver-
ständlichkeit Hilfe verweigert und
verzögert wurde, nur weil die Notlei-
denden schwarz und arm waren.

Katrina hat das Thema Rassismus
wieder auf die innenpolitische Tages-
ordnung gesetzt. Und mit dem Tod
von Rosa Parks am 24. Oktober 2005
wurde die Geschichte des Kampfes
gegen den Rassismus plötzlich wieder
lebendig. Beide Ereignisse haben eine
heftige Debatte unter den Afroameri-
kanern ausgelöst, die sich die Frage
stellen: Wie weit sind wir wirklich ge-
kommen? Warum ignorieren die
schwarze Mittelklasse und jene, die es
bis in die höchsten Ämter des Landes
geschafft haben, die Realitäten einer
immer noch zutiefst rassistischen Ge-
sellschaft?

Obwohl die gesetzliche Rassentren-
nung abgeschafft wurde, ist die Un-
gleichheit geblieben, hat sich in den
letzten Jahren sogar wieder vergrös-
sert. Heute lebt ein Viertel der Afro-
amerikaner unter der Armutsgrenze.
Die Armut unter schwarzen Amerika-
nern ist fast dreimal und die Arbeits-
losigkeit mehr als doppelt so hoch wie
unter Weissen. Immer weniger schaf-
fen es, dem fatalen Kreislauf von Ar-
beitslosigkeit oder schlecht bezahlter
Arbeit, ungenügender Gesundheits-
fürsorge, vernachlässigten Wohnge-
genden und Schulen, Drogen und Ge-
fängnis zu entkommen.

Rosa und Katrina haben nicht nur
eine neue Diskussion über den Zu-
stand des Landes ausgelöst, sie haben
auch den Protest verstärkt. Der «Rosa
Parks Jahrestag» wurde in diesem
Jahr zum «nationalen Streiktag gegen
Armut, Rassismus und Krieg» erklärt.

Der Bus, der mit Rosa Parks Geschichte
machte, steht heute im Henry Ford Muse-
um in Dearborn, Michigan.

Rosa Parks bei ihrer Verhaftung 1956 (ap).

Mit freundlicher Genehmigung aus «Neu-
es Deutschland». Der 1946 in Washing-
ton D.C. geborene Autor  engagierte sich
in der US-Bürgerrechtsbewegung und bei
der Black Panther Party. 1972 musste er
wegen rassistischer Verfolgung aus den
USA fliehen. Zusammen mit seiner Ehe-
frau Doris schrieb er 1982 das Pahl-Ru-
genstein-Buch «Ghettos und Gefängnis-
se – Rassismus und Menschenrechte in
den USA»
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